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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Irene RIEPL als Einzelrichterin über die 
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Georgien, vertreten durch XXXX , gegen den Bescheid des 
Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 21.12.2015, Zl. XXXX , zu Recht erkannt: 
 

A) 
 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 2 Abs. 1 Z 13, 3 Abs. 1, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 Z 3, 55, 57 Asylgesetz 2005, BGBl. 
I Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idgF, § 9 BFA-Verfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF und §§ 46, 
52 Abs. 2 Z 2 und Abs. 9, 55 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 (FPG) idgF als unbegründet 
abgewiesen. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Die Beschwerdeführerin, eine Staatsangehörige von Georgien und kurdische Volksgruppenangehörige, stellte 
am 15.10.2014 einen Antrag auf internationalen Schutz, nachdem sie mehrere Tage zuvor im September 2014 
auf dem Luftweg legal in das Bundesgebiet eingereist war. 
 

2. Im Rahmen ihrer Erstbefragung vor einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes am nächsten Tag gab 
sie zu ihrem Fluchtgrund an, in Georgien ganz alleine gewesen zu sein. Ihre Mutter, mit der sie zusammen gelebt 
habe, sei verstorben. Sie wisse nicht, wo sich ihr Mann aufhalte, und ihre Tochter lebe schon viele Jahre in 
Österreich. Auch sei sie krank und habe Angst vor dem Sterben. Sie wolle bei ihrer Tochter sein. Im Falle einer 
Rückkehr befürchte sie, auf der Straße zu sterben, weil sie in Georgien nichts mehr besitze und die Wohnung 
verkauft worden sei. 
 

Am 27.10.2014 wurde mittels Fax das Vollmachtverhältnis zur im Spruch genannten rechtsfreundlichen 
Vertretung der Beschwerdeführerin bekannt gegeben. 
 

3. Nach Führung von Konsultationen mit Polen, den Niederlanden, Estland, Litauen und Lettland wurde das 
Verfahren zugelassen und die Beschwerdeführerin am 20.10.2015 vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und 
Asyl niederschriftlich einvernommen. Befragt nach ihrem Fluchtgrund gab die Beschwerdeführerin an, in 
Georgien ganz alleine zu sein und ihre Tochter fast 18 Jahre nicht mehr gesehen zu haben. Sie wolle nicht nach 
Georgien zurückkehren, weil sich ihre Familie in Österreich aufhalte. Zum Leben in ihrem Herkunftsstaat gab 
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sie an, bis zum Tod ihrer Mutter bei dieser in einem alten Haus mit nur zwei Zimmern gelebt zu haben. Nach 
Vorlage eines Fotos von Google Maps berichtigte die Beschwerdeführerin ihre Angaben und führte aus, in zwei 
Zimmern im zweistöckigen Haus ihres Onkels, dem sie Geld für die Betriebskosten gegeben habe, bis zu ihrer 
Ausreise gelebt zu haben. Sie habe früher als Hebamme und dann als Blumenverkäuferin gearbeitet. Befragt 
nach ihrem Leben und ihren Bindungen zu Österreich gab die Beschwerdeführerin an, bei ihrer Tochter zu leben, 
finanzielle Unterstützung von der Caritas zu bekommen, nicht erwerbstätig zu sein und zwei Mal an einem 
Deutschunterricht teilgenommen zu haben. 
 

4. Mit Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Salzburg vom 21.12.2015 
wurde der Antrag auf internationalen Schutz vom 15.10.2014 (irrtümlicherweise 15.19.2014) bezüglich der 
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 (Spruchpunkt 
I.) sowie bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den 
Herkunftsstaat Georgien gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt II.). 
Unter Spruchpunkt III. wurde der Beschwerdeführerin ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen 
Gründen gemäß §§ 57 und 55 AsylG 2005 nicht erteilt, gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm. § 9 BFA-VG 
gegen die Beschwerdeführerin eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und gemäß § 52 
Abs. 9 FPG festgestellt, dass ihre Abschiebung nach Georgien gemäß § 46 FPG zulässig ist. Die Frist für die 
freiwillige Ausreise wurde gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 FPG mit 14 Tagen ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung 
festgelegt (Spruchpunkt IV.). 
 

Nach Wiedergabe des Verfahrensganges und von Länderinformationen zur allgemeinen Lage in Georgien wurde 
beweiswürdigend ausgeführt, das Vorbringen der Beschwerdeführerin, bei ihrer Tochter und ihrem Enkelkind in 
Österreich zu leben, sei nicht asylrelevant. Offenkundig diene der gestellte Asylantrag ausschließlich dazu, sich 
zwecks Verbesserung der Lebensbedingungen ein Aufenthaltsrecht für das österreichische Bundesgebiet zu 
verschaffen. Da die Beschwerdeführerin auch vor ihrer Ausreise in der Lage gewesen sei, ihre primären 
Bedürfnisse zu befriedigen und es ihr zumutbar sei, durch eigene und notfalls auch durch wenig attraktive Arbeit 
oder erforderlichenfalls durch Zuwendungen von dritter Seite, etwa seitens ihrer Tochter, das zu ihrem 
Lebensunterhalt unbedingt Notwendige zu erlangen, sei davon und aufgrund der Länderfeststellungen davon 
auszugehen, dass sie in ihrem Herkunftsstaat Fuß fassen und dort ihr Leben fortsetzen könne. 
 

Rechtlich führte die belangte Behörde zu Spruchpunkt I. aus, das Vorbringen der Beschwerdeführerin habe keine 
Deckung in der Genfer Flüchtlingskonvention gefunden, weil aus ihren Angaben keine konkret gegen sie 
gerichtete staatliche bzw. quasi-staatliche Verfolgung aus asylrelevanten Gründen abzuleiten gewesen sei. 
Spruchpunkt II. wurde damit begründet, dass angesichts des unbedenklichen Gesundheitszustandes und der 
Kenntnis der landestypischen Verhältnisse in Verbindung mit einem verwandtschaftlichen Umfeld und den 
damit verbundenen ökonomischen Verhältnissen jedenfalls gewährleistet sei, dass die Beschwerdeführerin ihren 
Lebensunterhalt so wie bisher aus Eigenem bestreiten werden könne. Auch aus dem sonstigen Ergebnis des 
Ermittlungsverfahrens hätten sich keine Hinweise auf das Vorliegen von Gründen, welche zur Gewährung von 
subsidiärem Schutz führen würden, ergeben. Zu Spruchpunkt III. führte die belangte Behörde im Wesentlichen 
aus, dass keine Verletzung des Rechts auf Privatleben vorliege, zumal sich die Beschwerdeführerin kurz in 
Österreich aufhalte, daher eine soziale Integration nicht zu erkennen sei, sie über wenig Deutschkenntnisse 
verfüge und ihr bisheriges Leben in Georgien verbracht habe. 
 

Mit Verfahrensanordnung vom 21.12.2015 wurde der Beschwerdeführerin amtswegig eine 
Rechtsberatungsorganisation für das Beschwerdeverfahren zur Seite gestellt. 
 

5. Gegen den unter Punkt 4. näher bezeichneten Bescheid erhob die Beschwerdeführerin durch ihre 
Rechtsvertretung fristgerecht Beschwerde, in welcher der Bescheid vollinhaltlich wegen Verletzung von 
Verfahrensvorschriften sowie inhaltlicher Rechtswidrigkeit angefochten wurde. Darin wurde im Wesentlichen 
das Vorbringen zum Privat- und Familienleben der Beschwerdeführerin wiederholt und beantragt, den 
angefochtenen Bescheid dahingehend abzuändern, dass dem Antrag auf internationalen Schutz in Bezug auf die 
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, in eventu des subsidiär Schutzberechtigten stattzugeben, in eventu 
der Beschwerdeführerin einen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen zu erteilen sowie die 
Rückkehrentscheidung und die Feststellung gemäß § 52 Abs. 9 FPG ersatzlos zu beheben. 
 

6. Die Beschwerdevorlage langte am 18.01.2015 beim Bundesverwaltungsgericht ein. 
 

Zur Wahrung des Parteiengehörs wurde der rechtsfreundlichen Vertretung der Beschwerdeführerin das 
Länderinformationsblatt der Staatendokumentation für Georgien am 26.01.2016 übermittelt und eine 14-tägige 
Frist zur Erstattung einer schriftlichen Stellungnahme eingeräumt, was von der Beschwerdeführerin jedoch nicht 
in Anspruch genommen wurde. 
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II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsaktes der Beschwerdeführerin, 
beinhaltend die niederschriftlichen Einvernahmen am 16.10.2014 (Erstbefragung AS 19-25) und am 20.10.2015 
(AS 133-145), eine Kopie der sichergestellten Geburtsurkunde (AS 11-13), eine Kopie des Entlassungsscheins 
und des vorläufigen Entlassungsbriefes des Landeskrankenhauses Salzburg vom 21.09.2015 und 11.09.2015 (AS 
127-131), die Beschwerde vom 28.12.2015 (AS 219-221) und schließlich durch Einsichtnahme in aktuelle ZMR-
, GVS-, IZR- und Strafregisterauszüge. 
 

1. Feststellungen: 
 

1.1 Feststellungen zur Person der Beschwerdeführerin 
 

Die verheiratete Beschwerdeführerin ist Staatsangehörige von Georgien, der kurdischen Volksgruppe zugehörig 
und gehört der Glaubensrichtung der Jesiden an. 
 

Sie führt den im Spruch genannten Namen. Ihre Identität steht fest. 
 

Die Beschwerdeführerin war in ihrem Herkunftsstaat in der Vergangenheit keiner Bedrohung aus Gründen der 
Rasse, der Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer 
politischen Ansichten ausgesetzt und drohen ihr solche auch in Zukunft nicht. 
 

Nicht festgestellt werden kann, dass die Beschwerdeführerin im Fall ihrer Zurückweisung, Zurückschiebung 
oder Abschiebung nach Georgien in ihrem Recht auf Leben gefährdet, der Folter oder unmenschlicher oder 
erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen würde oder von der Todesstrafe bedroht wäre. 
 

Die in Österreich unbescholtene Beschwerdeführerin leidet an keiner schwerwiegenden oder lebensbedrohlichen 
Erkrankung. 
 

Sie hält sich seit ihrer Einreise im September 2014 durchgehend im österreichischen Bundesgebiet auf und 
wohnt bei ihrer Tochter und deren Sohn im gemeinsamen Haushalt. Einer legalen Beschäftigung geht sie nicht 
nach, sondern sie lebt von der Grundversorgung und wird von ihrer Tochter unterstützt. Außer ihrer Tochter und 
ihrem Enkel hat die Beschwerdeführerin keine weiteren familiären Anknüpfungspunkte in Österreich. Sie nahm 
zwei Mal an einem Deutschunterricht teil, beherrscht die deutsche Sprache jedoch nicht. 
 

Im Herkunftsstaat leben der Ehemann, dessen Aufenthaltsort nicht bekannt ist, und ein Onkel der 
Beschwerdeführerin. Bis zu ihrer Ausreise wohnte die Beschwerdeführerin gegen Bezahlung der Betriebskosten 
im zweistöckigen Haus ihres Onkels in XXXX . Sie arbeitete früher als Hebamme und bestritt zuletzt ihren 
Lebensunterhalt durch Verkauf von Blumen auf der Straße. Die Amtssprache ihres Heimatlandes beherrscht die 
Beschwerdeführerin in Wort und Schrift gut. 
 

1.2 Feststellungen zum Herkunftsland der Beschwerdeführerin 
 

1.2.1 Politische Lage 
 

In Georgien leben rund 4,93 Mio. Menschen (Juli 2015) auf 69.700 km² (CIA 29.10.2015). 
 

Georgien (georgisch: Sakartwelo) ist eine demokratische Republik. Das politische System hat sich durch die 
Verfassungsreform 2013 von einer semi-präsidentiellen zu einer parlamentarischen Demokratie gewandelt, (AA 
10.11.2015a, vgl. auch: WZ 21.10.2013). 
 

Staatspräsident ist Giorgi Margwelaschwili (angelobt am 17.11.2013) (RFE/RL 17.11.2013). Regierungschef ist 
Premierminister Irakli Garibaschwili (seit 18.11.2013). Beide gehören der Partei "Georgischer Traum" an 
(RFE/RL 18.11.2013). 
 

Georgien besitzt ein Einkammerparlament mit 150 Sitzen, das durch eine Kombination aus Verhältnis- und 
Mehrheitswahlrecht für vier Jahre gewählt wird. Die letzte Parlamentswahl fand am 1.10.2012, die letzte 
Präsidentschaftswahl am 27.10.2013 statt (IFES 9.3.2015a, IFES 9.3.2015b). Die Parlamentswahlen vom 
1.10.2012 gewann das aus sechs Parteien bestehende Wahlbündnis "Georgischer Traum" mit klarer Mehrheit. 
Internationale Wahlbeobachter von OSZE, Europarat, NATO und Europäischem Parlament bewerteten die 
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Wahlen als wichtigen Schritt hin zur Festigung der Demokratie, auch wenn einzelne Bereiche, wie z.B. die 
ungleiche Größe der Wahldistrikte, noch verbesserungsbedürftig seien. Die Wahlen seien kompetitiv verlaufen. 
Kritik fand das polarisierte Wahlumfeld mit harscher Rhetorik und vereinzelten Fällen von Gewalt sowie Fällen 
von Einschüchterung, überwiegend der Opposition (AA 10.11.2015b, vgl. auch OSCE 21.12.2012). 
Ursprünglich schafften nur zwei der angetretenen Listen den Sprung ins georgische Parlament: Das 
Parteienbündis "Bidzina Ivanishvili - Georgische Traum" mit 85 Mandaten und die vormalige Regierungspartei 
"Vereinte Nationale Bewegung" mit 65 Sitzen (CEC o. D.). 
 

Bei der Präsidentschaftswahl im Oktober 2013 konnte sich der Kandidat von "Georgischer Traum", Georgi 
Margwelaschwili, mit klarer Mehrheit bereits im ersten Wahldurchgang gegen den Wunschkandidaten des 
amtierenden Präsidenten Michail Saakaschwili (Vereinte Nationale Bewegung), durchsetzen. Saakaschwili, 
zuletzt umstritten, durfte nach zwei Amtszeiten laut Verfassung nicht mehr zur Wahl antreten. Diese Wahl 
brachte den ersten demokratischen Machtwechsel an der georgischen Staatsspitze seit dem Zerfall der 
Sowjetunion. Der neue Präsident wird in der Ex-Sowjetrepublik künftig nur eine repräsentative Rolle spielen. 
Eine Verfassungsänderung überträgt die wichtigsten Machtbefugnisse auf das Amt des Regierungschefs (FAZ 
27.10.2013). 
 

Nach dem Ausscheiden der Partei "Freie Demokraten" des entlassenen Verteidigungsminister Alasania aus der 
Regierungskoalition "Georgischer Traum" Anfang November 2014 fehlten der Regierungskoalition einige Sitze 
auf die einfache Mehrheit im Parlament. Unmittelbar danach wechselten einige Abgeordnete anderer Fraktionen 
zum Georgischen Traum, was immer noch knapp nicht für die einfache Mehrheit reichte. Daraufhin traten 12 
freie Abgeordnete, die vorher bereits immer mit der Regierung gestimmt hatten, formell dem Georgischen 
Traum bei, sodass diese nun mit 87 Sitzen über vier Sitze mehr verfügt, als vor der Krise. Die neu 
hinzugekommenen Abgeordneten bilden innerhalb der Regierungskoalition "Georgischer Traum" zwei gleich 
starke neue Koalitionsparteien. Somit umfasst die Regierungskoalition "Georgischer Traum" nunmehr sieben 
Koalitionsparteien. Von der Verfassungsmehrheit (113 Sitze) ist die Koalition aber weit entfernt. Die Freien 
Demokraten befinden sich nun in der Opposition und bilden neben der Partei "Vereinte Nationale Bewegung" 
von Ex-Präsident Michail Saakaschwili nunmehr die zweite Oppositionspartei. Die neue Sitzverteilung des 
georgischen Parlaments lautet somit: 87 Sitze für die Regierungskoalition "Georgischer Traum", 51 Sitze für die 
"Vereinte Nationale Bewegung", acht Sitze für die "Freien Demokraten" sowie vier unabhängige Mandatare 
(Civil.ge 10.11.2014). 
 

Die Regierungspartei "Georgischer Traum" sicherte sich infolge eines überwältigenden Sieges bei den 
Gemeinderatswahlen im Sommer 2014 die Kontrolle über die lokalen Selbstverwaltungskörperschaften. Medien 
und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) berichteten, dass es im Vorwahlkampf angeblich Druck auf 
oppositionelle Kandidaten gab, ihre Kandidatur zurückzuziehen. Überdies sei es zu Störungen von 
Versammlungen der Opposition und zu etlichen Vorfällen von Gewalt gegen Wahlaktivisten gekommen. 
Obschon diese den Behörden bekannt waren, blieb eine amtliche Verfolgung aus. Laut der lokalen 
Wahlbeobachtungsgruppe ISFED wurden nach den Wahlen in der Hauptstadt Tiflis 155 städtische Angestellte 
entlassen oder hätten unter Druck gekündigt. Dies erweckte Befürchtungen, es sei aus politischen Motiven 
geschehen (HRW 29.1.2015). 
 

Eine vergleichsweise große Opposition sowie ein starker Parlamentssprecher haben das Parlament in seinen 
Gesetzgebungs-, Kontroll-, Budget und Repräsentationsfunktionen erstarken lassen und es wieder in die 
öffentliche Aufmerksamkeit gerückt. Hingegen fördert die geringe politische Erfahrung eines Großteils der 
Abgeordneten und gesellschaftlich verbreitete hierarchische Traditionen eine Konzentration der politischen 
Entscheidungsfindung in den Spitzen von Parteien und Regierung. Zudem ist derzeit aufgrund von 
Überschneidungen in den jeweiligen Kompetenzen, aber auch persönlich begründeten Verstimmungen, eine 
gegenseitige Kontrolle von Präsident Margwelaschwili und Premierminister Gharibaschwili erkennbar (AA 
15.10.2015). 
 

Am 27. Juni 2014 unterzeichneten die EU und Georgien ein Assoziierungsabkommen. Das Abkommen soll 
Georgien in den Binnenmarkt integrieren, wobei die Prioritäten in der Zusammenarbeit in Bereichen wie Außen- 
und Sicherheitspolitik sowie Justiz und Sicherheit liegen. Russland sah sich hierdurch veranlasst, seinen Druck 
auf die Regierung in Tiflis zu erhöhen. Am 24. November 2014 unterzeichneten Russland und das abtrünnige 
georgische Gebiet Abchasien eine Vereinbarung über eine "strategische Partnerschaft", mit der Moskau seine 
militärische und wirtschaftliche Kontrolle in Abchasien erheblich ausweitete. Führende westliche Politiker, 
darunter die Außenbeauftragte der Europäischen Union Federica Mogherini, kritisierten diesen Schritt als 
Verletzung der Souveränität und territorialen Integrität Georgiens. Während die georgische Regierung die 
vermeintliche Reaktion Russlands auf das Assoziierungsabkommen als "weiteren Schritt zur Annexion" 
verurteilte, erachtete Georgiens Opposition die Vereinbarung als Beleg für das Scheitern der Bemühungen der 
Regierung, Russland etwas entgegenzusetzen (EP 5.12.2014). 
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Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (10.11.2015a): Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Georgien/Innenpolitik_node.html, Zugriff 10.11.2015 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (10.11.2015b): Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Georgien/Innenpolitik_node.html, Zugriff 10.11.2015 

 

 - AA - Auswärtiges Am (15.10.2015): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Georgien 
 

 - CEC - Election Administration of Georgia (o.D.): Report on the Elections of the Parliament of Georgia 
2012, http://www.cesko.ge/uploads/other/13/13973.pdf, Zugriff 10.11.2015 

 

 - CIA - Central Intelligence Agency (7.2014): The World Fact Book - Georgia: People and Society, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/gg.html, Zugriff 10.11.2015 
 

 - Civil.ge (14.11.2014): GD Secures Majority in Parliament as 12 MPs Join Ruling Coalition, 
http://www.civil.ge/eng/article.php?id=27807, Zugriff 10.11.2015 

 

 - EP - Europäisches Parlament (5.12.2014): Assoziierungsabkommen EU-Georgien, 

http://www.europarl.europa.eu/EPRS/EPRS-AaG-542175-EU-Georgia-Association-Agreement-DE.pdf, Zugriff 
10.11.2015 
 

 - FAZ - Frankfurter Allgemeine Zeitung (27.10.2013): Georgi Margwelaschwili gewinnt mit klarer 
Mehrheit, http://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/europa/praesidentschaftswahl-in-georgien-georgi-
margwelaschwili-gewinnt-mit-klarer-mehrheit-12636443.html, Zugriff 10.11.2015 

 

 - HRW - Human Rights Watch (29.1.2015): World Report 2015 - Georgia, 
http://www.ecoi.net/local_link/295489/430521_de.html, Zugriff 10.11.2015 

 

 - IFES - International Foundation for Electoral Systems (9.3.2015a): 

Election Guide, Democracy Assistance & Elections News - Georgia, 
http://www.electionguide.org/elections/id/2287/, Zugriff 10.11.2015 
 

 - IFES - International Foundation for Electoral Systems (9.3.2015b): 

Election Guide, Democracy Assistance & Elections News - Georgia, 
http://www.electionguide.org/elections/id/1638/, Zugriff 10.11.2015 
 

 - OSCE/ODIHR - Office for Democratic Institutions and Human Rights (21.12.2012): Georgia - 
Parliamentary Elections 1 October 2012, OSCE/ODIHR Election Observation Mission, Final Report, 
http://www.osce.org/odihr/98399?download=true, Zugriff 10.11.2015 

 

 - RFE/RL - Radio Free Europe / Radio Liberty (17.11.2013): 

Margvelashvili Sworn In As Georgia's New President, http://www.rferl.org/content/georgia-president-
inauguration/25170650.html, Zugriff 10.11.2015 
 

 - RFE/RL - Radio Free Europe / Radio Liberty (18.11.2013): 

Margvelashvili Confirms New Georgian Prime Minister, http://www.rferl.org/content/georgia-government-
president-garibashashvili/25171961.html, Zugriff 10.11.2015 
 

 - WZ - Wiener Zeitung (21.10.2013): Verfassungsänderung stuft Staatschef zum Staatsoberhaupt herab - 
Präsidentenwahl in Georgien setzt Ära Saakaschwili ein Ende, 
http://www.wienerzeitung.at/nachrichten/europa/europastaaten/582007_Praesidentenwahl-in-Georgien-
setzt-Aera-Saakaschwili-ein-Ende.html, Zugriff 10.11.2015 

 

1.2.2 Sicherheitslage 
 

Die Lage in Georgien ist - mit Ausnahme der Konfliktgebiete Abchasien und Südossetien - insgesamt ruhig. 
Beide genannte Gebiete befinden sich nicht unter der Kontrolle der Regierung in Tiflis. In den Gebieten und an 
ihren Verwaltungsgrenzen sind russische Truppen stationiert (AA 11.11.2015a). 
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Im Zuge der Auflösung der UdSSR erhöhten sich die Spannungen innerhalb Georgiens in den Gebieten 
Abchasien und Südossetien, als der autonome Status der Provinzen von georgischen Nationalisten in Frage 
gestellt wurde. Nach der georgischen Unabhängigkeit führten heftige Auseinandersetzungen mit der 
Zentralregierung 1992 zu Unabhängigkeitserklärungen Südossetiens und Abchasiens, die aber von der 
internationalen Gemeinschaft nicht anerkannt wurden. Der Konflikt um Südossetien wurde durch den 
Waffenstillstand von Sotschi 1992 vorübergehend befriedet; die OSZE erhielt ein Beobachtungsmandat. Seit 
1994 galt ein insgesamt eingehaltener, im Moskauer Abkommen festgeschriebener Waffenstillstand, überwacht 
durch eine Beobachtergruppe der Vereinten Nationen (UNOMIG) in Zusammenarbeit mit einer GUS-
Friedenstruppe. In Abchasien und Südossetien waren seither russische Truppen als sogenannte 
friedenserhaltende Kontingente präsent. Der Einfluss des nördlichen Nachbarlandes wuchs kontinuierlich, unter 
anderem durch Ausgabe russischer Pässe an die abchasische und südossetische Bevölkerung. Nach zahlreichen 
blutigen Zwischenfällen und Provokationen aller Seiten eskalierte der Konflikt um Südossetien am 7. August 
2008 nach einem Vorstoß georgischer Truppen in die südossetische Hauptstadt Zchinwali zu einem georgisch-
russischen Krieg, der nach fünf Tagen durch einen von der EU vermittelten Waffenstillstand beendet wurde. Am 
26. August 2008 erkannte Russland Abchasien und Südossetien, einseitig und unter Verletzung des 
völkerrechtlichen Prinzips der territorialen Integrität Georgiens, als unabhängige Staaten an und schloss wenig 
später mit diesen Freundschaftsverträge ab, die auch die Stationierung russischer Truppen in den Gebieten 
vorsehen. Infolge des Krieges wurden nach Schätzungen internationaler Hilfsorganisationen bis zu 138.000 
Personen vorübergehend zu Vertriebenen und Flüchtlingen. Etwa 30.000 Georgier aus Südossetien konnten bis 
heute nicht in ihre Heimat zurückkehren. Die zivile EU-Beobachtermission EUMM nahm Anfang Oktober 2008 
in Georgien ihre Arbeit auf. Das OSZE-Mandat lief Ende 2008 aus, UNOMIG endete im Juni 2009. EUMM ist 
damit die einzige verbliebene internationale Präsenz zur Stabilisierung in Georgien (AA 11.11.2015b). 
 

Der Rat der Europäischen Union verlängerte im Dezember 2014 das Mandat der EU-Beobachtermission EUMM 
für weitere zwei Jahre, bis Dezember 2016. Im Einklang mit dem russisch-georgischen Sechs-Punkte-Programm 
vom August 2008 soll die EUMM auch weiterhin die Stabilisierung und Normalisierung der Lage vor Ort 
unterstützen (EU-Council 16.12.2014). 
 

Ein wichtiges diplomatisches Instrument zur De-Eskalierung des Konflikts sind die sogenannten "Geneva 
International Discussions - GID" (Genfer Internationale Gespräche). Diese finden seit 2008 unter Beteiligung der 
involvierten Konfliktparteien unter dem gemeinsamen Vorsitz von Vertretern der Vereinten Nationen, der 
Europäischen Union und der OSZE statt. Aus den Genfer Gesprächen resultierte der "Incident Prevention and 
Response Mechanism (IPRM)" sowie die Involvierung der EUMM, sodass die lokalen Sicherheitsbehörden der 
Konfliktparteien vor Ort in Kontakt treten können bzw. ihnen die Möglichkeit zum Dialog eröffnet wird. In einer 
Stellungnahme vom November 2014 beklagten die drei Ko-Vorsitzenden (UNO, EU, OSZE) die zunehmende 
Einschränkung der Bewegungsfreiheit hinsichtlich der Passierbarkeit der "Administrative Boundary Lines". 
Überdies betonten diese die Notwendigkeit erneuter Bemühungen seitens der Konfliktparteien humanitäre 
Probleme anzugehen, insbesondere die Lage der intern Vertriebenen (IDPs), der Flüchtlinge sowie der 
vermissten Personen (OSCE 6.11.2014). 
 

Im Oktober 2015 äußerten sich die Mitglieder der GID anlässlich der Präsentation ihre Jahresberichtes positiv 
hinsichtlich der Entwicklung des Gesprächsklimas, das nun sehr viel inhaltorientierter sei, begleitet von der 
Öffnung von bilateralen Kontakten zwischen den Vertretern der Konfliktparteien (OSCE 22.10.2015). 
 

Es gibt nur wenige Informationen über die Menschenrechtslage in Abchasien und Südossetien und es bleiben 
viele Missbrauchsvorwürfe bestehen. Insbesondere die facto-Machthaber in Südossetien erlauben lediglich dem 
Internationalen Roten Kreuz eingeschränkte Tätigkeit in der Region. (USDOS 25.6.2015). 
 

Die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, Navi Pillay, bestätigte 2014 die prekäre 
Situation während eines Besuches in Georgien. Trotz wiederholter Bemühungen sei dem UNO-
Hochkommissariat die Einreise nach Abchasien und Südossetien stets verwehrt worden. Während im begrenzten 
Ausmaß Übertritte von und nach Abchasien auch für einige UNO-Agenturen möglich seien, besonders in den 
Bezirk Gali, sei Südossetien zu einem der unerreichbarsten Orte der Erde geworden. Nur das Internationale 
Komitee des Roten Kreuzes (ICRC) habe Zugang. Infolgedessen wisse man nur wenig, was innerhalb 
Südossetiens vorginge. Pillay besuchte auch das Dorf Khurwaleti an der administrativen Grenze, wo die örtliche 
Bevölkerung durch einen Stacheldrahtzaun, errichtet von den russischen Truppen, getrennt wurde, unter der 
gegebenen Situation leidet. Pillay versicherte an die russischen Behörden zu appellieren und sich um den Schutz 
der Menschenrechte zu kümmern (Civil.ge 22.5.2014, vgl. auch UN 21.5.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (11.11.2015a): Georgien, Reise- und Sicherheitshinweise, 
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http://www.auswaertiges-
amt.de/sid_8108DEE44ECFAF67827A2F89BA2ACDB3/DE/Laenderinformationen/00-
SiHi/Nodes/GeorgienSicherheit_node.html, Zugriff 11.11.2015 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (11.11.2015b): Staatsaufbau/Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Georgien/Innenpolitik_node.html, Zugriff 11.11.2015 

 

 - Civil.ge (22.5.2014): UN Human Rights Chief Sums Up Georgia Visit, 
http://www.civil.ge/eng/article.php?id=27255, Zugriff 11.11.2015 

 

 - EU-Council - Council of the European Union (16.12.2014): EU Monitoring Mission in Georgia 
extended for two years (press release ST 16288/14), 

http://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/?p=7, Zugriff 11.11.2015 
 

 - OSCE - Organization for Security and Co-operation in Europe (6.11.2014): Geneva International 
Discussions remain unique and indispensable forum, Co-chairs tell OSCE Permanent Council, 
http://www.osce.org/cio/126442, Zugriff 11.11.2015 

 

 - OSCE - Organization for Security and Co-operation in Europe (22.10.2015): Geneva International 
Discussions continue to provide unique platform for tackling issues of peace and stability, say Co-
Chairs reporting to OSCE Permanent Council, http://www.osce.org/cio/193976, Zugriff 11.11.2015 

 

 - UN - United Nations in Georgia (21.5.2014): Pillay praises Georgia's plan to introduce comprehensive 
human rights reforms, http://www.ungeorgia.ge/eng/news_center/media_releases?info_id=237, Zugriff 
11.11.2015 

 

 - USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Reports on Human Rights Practices 2014, 
Georgia, http://www.ecoi.net/local_link/306368/443643_de.html, Zugriff 11.11.2015 

 

1.2.3 Rechtsschutz/Justizwesen 
 

Georgien unternimmt Anstrengungen, sich bei der Rechtsreform und der Wahrung der Menschen- und 
Minderheitenrechte den Standards des Europarats anzupassen. 1996 wurde ein Verfassungsgericht eingerichtet, 
1997 die Todesstrafe abgeschafft und 2007 die Abschaffung der Todesstrafe in der Verfassung verankert. In den 
Jahren seit der "Rosenrevolution" 2003/2004 hat Georgien anerkennenswerte Fortschritte bei der Polizeireform, 
dem erfolgreichen Kampf gegen die "Kleine Korruption" (Korruption im alltäglichen Umgang), der Reform der 
Steuergesetzgebung und der Verbesserung der Investitionsbedingungen erzielt. Im Rahmen der Justizreform 
wurde der Instanzenzug neu geregelt und eine radikale Verjüngung der Richterschaft durchgesetzt. Zweifel an 
der Unabhängigkeit der Justiz bleiben bestehen. Reformen im Justizbereich und Strafvollzug gehören zu den 
Prioritäten der im Oktober 2012 ins Amt gewählten neuen Regierung und zielen insbesondere auf die 
Entpolitisierung des Justizsektors, die Sicherstellung der Unabhängigkeit der Richter, des Gerichtswesens und 
der Strafverfolgungsbehörden sowie die Stärkung der Rechte von Opfern (AA 11.11.2015; vgl. EC 25.3.2015). 
 

Generell machte Georgien einige Fortschritte in der Implementierung der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
(ENP) sowie der Assoziationsagenda. Merkliche Erfolge wurden in den Bereichen der Menschenrechte, der 
grundlegende Freiheiten und Prozesses der Visaliberalisierung. Anti-Diskriminierungsgesetze erzielt, und die 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft fortgesetzt. Allerdings ist der Raum für den Dialog zwischen 
Zivilgesellschaft und der Regierung, im Unterschied zum Parlament, enger geworden (EC 25.3.2015). 
 

Verfassung und Gesetze garantieren eine unabhängige Justiz, aber die Einflussnahme von außen wie innen bleibt 
ein Problem. Verfassung und Gesetze garantieren einer Person, der aus Willkürakten, einschließlich 
Menschenrechtsverletzungen, Schaden entstanden ist, das Recht auf eine Zivilklage. Nach Ausschöpfung des 
Rechtsweges besteht das Recht beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ihr Recht einzuklagen. Trotz 
der verfassungsrechtlich verankerten Unabhängigkeit der Justiz und den Anzeichen, dass diese zugenommen hat, 
bestehen diesbezüglich weiterhin Herausforderungen. Laut der der NGO "Koalition für eine unabhängige und 
transparente Justiz" stellten der mangelhafte Auswahlprozess beim Obersten Gerichtshof sowie das unklare 
Prozedere bei möglichen Disziplinarmaßnahmen gegen Richter eine Herausforderung dar (USDOS 25.6.2015). 
 

Nach dem Regierungswechsel 2012 nahm die Staatsanwaltschaft tausende Beschwerden entgegen, die sie in drei 
Kategorien unterteilte: 

Verletzung von Eigentumsrechten, Folter und Misshandlungen sowie die missbräuchliche Anwendung von 
Prozessabsprachen. Daraufhin wurden Dutzende Fälle nach dem Strafgesetz initiiert, welche sich vor allem 
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gegen ehemalige Offizielle richteten. Angesichts fehlender Bestimmungskriterien zur Verfolgung der Straffälle 
sowie des Eindrucks, dass überwiegend Beamte der vormaligen Regierungspartei "Vereinte Nationale 
Bewegung" betroffen waren, behauptete die Opposition, dass ihre Aktivisten aus politischen Gründen ins Visier 
genommen würden. Im Juli 2014 wurde Expräsident Micheil Saakaschwili für mehre Vergehen angeklagt, 
darunter Veruntreuung und Überschreitung der Amtsgewalt in mehreren Fällen. Über Saakaschwili, der im 
November 2013 in die USA emigrierte, wurde seitens des Gerichts die Untersuchungshaft in Abwesenheit 
verhängt. Georgien's internationale Partner, darunter die EU und die USA zeigten sich ob der Strafanzeigen 
gegen Saakaschwili besorgt. Sie drängten die Behörden, sich strikt an die Verfahrensvorschriften zu halten und 
zu gewährleisten, dass die Anklage frei von politischen Motiven ist (HRW 29.1.2015, vgl. auch UN-HRC 
19.8.2014). 
 

Die Untersuchungen gegen ehemalige Amtsträger wurden fortgesetzt. Bislang wurden 35 Amtsträger der 
ehemaligen Regierung wegen Straftaten angeklagt. Darüber hinaus gab es Anklagen gegen eine erkleckliche 
Anzahl von Beamten (EC 25.3.2015). 
 

Im Mai 2013 wurde per Gesetzesänderung die Zusammensetzung des "Hohen Justizrates" neu bestimmt, einer 
Verfassungsinstitution, die das Justizsystem verwaltet. Die 15 Ratsmitglieder ernennen und entlassen unter 
anderem Richter und managen Reformen im Justizsystem. Der georgische Präsident verlor seine umfangreichen 
Rechte hinsichtlich der Ernennung der Mitglieder. Stattdessen werden acht Ratsmitglieder durch die 
Richterkonferenz, einer Selbstverwaltungskörperschaft aus neun Richtern, gewählt. Das Parlament wählt sechs 
Mitglieder, die jedoch nicht selbst Abgeordnete sein dürfen. Der Staatspräsident ernennt zwei Räte. Der 
Präsident des Obersten Gerichtshofes sitzt dem Gremium vor (zuvor war es der Staatspräsident gewesen). Dies 
wird als ein wesentlicher Schritt zur Befreiung des Hohen Justizrats von politischer Einflussnahme betrachtet 
(FH 12.6.2014, vgl. auch HCOJ 9.3.2015). Der Menschenrechtskommissar des Europarates Nils Muižnieks 
begrüßte 2014, dass der Hohe Justizrat damit gegenüber politischer Einflussnahme weniger verwundbar sei, 
empfahl aber weitere Verbesserungen in diesem Bereich (CoE-CommHR 12.5.2014). 
 

Der georgische Ombudsmann sowie NGOs verurteilten Verfahrensverletzungen inklusive die Verletzung der 
Unschuldsvermutung sowie die Einschüchterungen während der Einvernahme, wobei sie sich wegen der 
verlängerten Untersuchungshaft besorgt zeigten (EC 25.3.2015). 
 

Seit 2004 hat die Regierung die Ausgaben für die Justiz erhöht, was zu substantiellen Verbesserungen bei 
Gehältern, Infrastruktur und Personalausstattung führte. Trotz umgesetzter Reformen und einem Bekenntnis zum 
Modell der Europäischen Menschenrechtskonvention ist die Justiz bei Kriminalfällen weiterhin dem Einfluss der 
Staatsanwaltschaft und der Exekutive ausgesetzt, speziell wenn politische Interessen berührt werden. Waren 
früher Freisprüche in Kriminalfällen in Georgien sehr selten, was die große Lastigkeit der Justiz zugunsten der 
Staatsanwaltschaft demonstrierte, scheint sich eine Trendwende eingestellt zu haben. Seit 2013 gab es mehr 
Freisprüche in Fällen, die von der Staatsanwaltschaft eingeleitet wurden, als in früheren Jahren (FH 12.6.2014). 
 

Der Menschenrechtskommissar des Europarates begrüßte 2014 die Reformen, welche auf die Liberalisierung der 
Strafjustiz, die Reduzierung der Anwendung der Untersuchungshaft und die Stärkung der Unabhängigkeit der 
Justiz abzielten. Allerdings seien weitere Anstrengungen nötig, das bestehende Ungleichgewicht zwischen 
Verteidigung und Strafverfolgungsbehörden anzugehen und hierbei die "Gleichheit der Waffen" in 
Gesetzgebung und Praxis zu stärken. Obgleich der Meinungsgleichklang zwischen Richtern und Staatsanwälten 
abgenommen habe, sei eine fortlaufende Wachsamkeit von Nöten, die Unabhängigkeit der Justiz zu wahren und 
zu stärken. Letztendlich sei auch die Effizienz und die Professionalität des Büros des Generalstaatsanwaltes als 
Schlüsselinstitution des Justizsystems zu stärken (CoE-CommHR 12.5.2014). 
 

Transparency International Georgia (TIG) stellt aus seiner vierjährigen Beobachtung der Gerichte einige positive 
Entwicklungen fest: Die Erfolgsquote der Staatsanwaltschaft sank von 85% zu Beginn auf 53% am Ende der 
Beobachtungsperiode. Hinsichtlich der Offenheit und Transparenz von Prozessen gab es laut TIG merkbare 
Verbesserungen. Gerichtsverhandlungen dürfen nun akustisch und visuell aufgezeichnet und übertragen werden. 
Sie sind für die Medien zugänglich. Schlussendlich begännen Verhandlungen pünktlicher, d.h. zum tatsächlich 
angesetzten Termin. Nichtsdestoweniger wurden auch bedenkliche Trends ausgemacht, insbesondere wenn es 
sich um für die Öffentlichkeit wichtige Fälle handelte. Die Richter hätten hierbei nicht nur im Sinne der 
Staatsanwaltschaft entschieden, sondern auch die Verfahrensregeln zugunsten letzterer gebrochen. Am Beispiel 
des Stadtgerichtes von Tiflis zeigte sich auch, dass die Gerichte im Allgemeinen infolge einer zu geringen 
Anzahl an Richtern schwer das gestiegene Ausmaß an Fällen bewältigen können (TI-G 4.12.2014, vgl. auch 
OSCE 9.12.2014). 
 

Im August 2014 äußerten sich die OSZE und der Europarat gemeinsam zur Strafprozessordnung in Georgien. 
Trotz Übereinstimmung mit internationalen Standards bestehe der Bedarf, einerseits das Risiko exzessiver 
Prozessabsprachen (plea-bargaining) sowie Ungleichgewichte bei den Verurteilungen zu reduzieren. 
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Andererseits sollten die Rechte der Beschuldigten in der vorprozessualen Phase, während des Gerichtsprozesses 
sowie bei Prozessen in Abwesenheit gestärkt werden. Letztere sollten abgeschafft oder auf ein Minimum 
reduziert werden (OSCE/CoE 22.8.2014). Die Verwaltungshaft wurde 2014 von drei Monate auf 15 Tage 
verkürzt (HRW 29.1.2015). 
 

Das System der Prozessabsprachen wurde insbesondere von der Hohen Kommissarin für Menschenrechte der 
Vereinten Nationen, Navi Pillay, kritisiert. Nebst der extrem hohen Zahl an Straffällen, die durch 
Prozessabsprachen gelöst werden, führe dieses System dazu, dass Unschuldige keine andere Option hätten außer 
der Bezahlung der seitens der Staatsanwaltschaft geforderten exorbitant hohen Strafen. Dies auch, weil die 
Richter in diesen Fällen nur minimal involviert seien. Den Betroffenen drohe von vornherein die Bestrafung, 
wenn deren Fall vor Gericht käme. Das System der Prozessabsprachen stelle somit eine Form der behördlich 
sanktionierten Erpressung dar, die dazu führe, dass Menschen ihr Heim oder ihr Geschäft verlören (UN 
21.5.2014). 
 

Der Sonderbeauftragte der Europäischen Union Thomas Hammarberg, verfasste im Sommer 2014 seinen 
abschließenden Bericht zur Justizreform in Georgien. Hammarberg stellte zwar eine Zunahme der 
Unabhängigkeit und Transparenz der Justiz sowie eine Verbesserung der Gerichtsurteile in ihrer Substanz fest, 
doch bliebe der Fortschritt im Gerichtswesen fragil. Deshalb gelte es die Regeln zur Richterernennung weiter zu 
verbessern. Die mangelnde Rechenschaftspflicht seitens der Staatsanwaltschaft bleibe ein Problem. Nach der 
Trennung des Büros der Staatsanwaltschaft vom Justizministerium mangle es an der Aufsicht über Leistungen 
der Staatsanwaltschaft, sodass die Beschädigung des Ansehens des gesamten Justizsystems drohe. Die Aufsicht 
über die Rechtsvollzugsorgane sei ein generelles Problem. Es bestünde in diesem Zusammenhang der Bedarf 
nach einem unabhängigen und effektiven Beschwerdesystem. Denn die gegenwärtige Beschwerdepraxis trüge zu 
Misstrauen in das System bei. Hinsichtlich der Beschwerden gegen den Staat wie beispielsweise im Falle von 
"unfreiwilliger" Verstaatlichung privater Immobilien (ca. 700 Fälle) oder Menschenrechtsverletzungen in der 
Vergangenheit sollte der Staat trotz finanzieller Bürden eine Strategie zur adäquaten Entschädigung aller Opfer 
schaffen (TH 9.7.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (11.11.2014): Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Georgien/Innenpolitik_node.html, Zugriff 11.11.2015 

 

 - CoE-CommHR - Council of Europe - Commissioner for Human Rights (12.5.2014): Report by Nils 
Muižnieks Commissioner for Human Rights of the Council of Europe following his visit to Georgia 
from 20 to 25 January 2014, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1400594411_com-instranetgeorgia.pdf, Zugriff 11.11.2015 
 

 - EC - European Commission (25.3.2015): Implementation Of The European Neighbourhood Policy In 
Georgia Progress In 2014 And Recommendations For Actions Accompanying The Document Joint 
Communication To The European Parliament, The Council, The European Economic And Social 
Committee And The Committee Of The Regions [SWD(2015) 66 final], 

http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1427816142_georgia-enp-report-2015-en.pdf, 11.11.2015 
 

 - FH - Freedom House (12.6.2014): Nations in Transit 2014 - Georgia, 
http://www.ecoi.net/local_link/277847/411144_de.html, Zugriff 11.11.2015 

 

 - HCOJ - High Council of Justice (10.2.2015): History of the HCOJ, http://hcoj.gov.ge/en/about/history-
of-hcoj, Zugriff 11.11.2015 

 

 - HRW - Human Rights Watch (29.1.2015): World Report 2015 - Georgia, 
http://www.ecoi.net/local_link/295489/430521_de.html, Zugriff 11.11.2015 

 

 - OSCE - Organization for Security and Co-operation in Europe/Office for Democratic Institutions and 
Human Rights (9.12.2014): Trial Monitoring Report Georgia, 

http://www.osce.org/odihr/130676?download=true, Zugriff 11.11.2015 
 

 - OSCE/CoE - Organization for Security and Co-operation in Europe/Office for Democratic Institutions 
and Human Rights, Council of Europe (22.8.2014): Joint Opinion on the Criminal Procedure Code of 
Georgia, http://www.legislationline.org/documents/id/19351, Zugriff 11.11.2015 
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 - TH - Thomas Hammarberg (9.7.2014): Progress and Challenges on Human Rights in Georgia - 
Recommendations to the Government of Georgia, 

http://eeas.europa.eu/delegations/georgia/key_eu_policies/human_rights/hammarber_reports/th_recomm072014
_en.htm, Zugriff 11.11.2015 
 

 - TI-G - Transparency International Georgia (4.12.2014): Three years of court monitoring on 
administrative cases revealed significant improvements, but problems still remain, 
http://transparency.ge/en/post/report/three-years-court-monitoring-administrative-cases-revealed-
significant-improvements-problems-still-remain, Zugriff 11.11.2015 

 

 - UN - United Nations in Georgia (21.5.2014): Pillay praises Georgia's plan to introduce comprehensive 
human rights reforms, http://www.ungeorgia.ge/eng/news_center/media_releases?info_id=237, Zugriff 
11.11.2015 

 

 - UN-HRC - United Nations, Human Rights Committee (19.8.2014): 

International Covenant on Civil and Political Rights, concluding observations on the fourth periodic report of 
Georgia [CCPR/C/GEO/CO/4], 

http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CCPR/C/GEO/CO/4&Lang=
En, Zugriff 11.11.2015 
 

 - USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Reports on Human Rights Practices 2014, 
Georgia, http://www.ecoi.net/local_link/306368/429751_en.html, Zugriff 11.11.2015 

 

1.2.4 Sicherheitsbehörden 
 

Das georgische Innenministerium hat die primäre Verantwortung für die Polizei. Während die 
Sicherheitsbehörden generell als effektiv angesehen werden, gibt es Berichte über Fälle von Amtsmissbrauch, 
die straflos geblieben sind, obgleich die Regierung Schritte unternommen hat, um die Verantwortlichkeit zu 
stärken. Das Büro des Ombudsmanns hat Fälle dokumentiert, bei denen die Anwendung von Polizeigewalt die 
erlaubte Grenze überschritt. Laut Innenministerium hat dessen Generalinspektionsdienst 2014 2.796 
Disziplinarmaßnahmen gegen Polizisten durchgeführt als 2013, als es nur 1.686 gab. Auch die Anzahl der 
Strafanzeigen gegen Polizisten stieg im Vergleichszeitraum von 18 auf 32 (USDOS 25.6.2015). 
 

Trotz des Rückgangs von Folter und unmenschlicher Behandlung im Strafvollzug gäbe es laut der Georgischen 
Vereinigung Junger Juristen (GYLA - Georgian Young Lawyers' Association) weiterhin Probleme innerhalb des 
Systems. Wenn Insassen über angebliche Übergriffe durch das Gefängnispersonal berichteten, sei die Reaktion 
darauf sehr oft wirkungslos. 2014 wandten sich dutzende Personen an GYLA. Diese gaben an, die Polizei hätte 
sie physisch und verbal angegriffen. Überdies gäbe es Beweise, dass Waffen oder Drogen untergeschoben 
wurden, um bei den Betroffenen ein Geständnis der Straftat, die sie nicht begangen hatten, zu erzwingen (GYLA 
10.12.2014). 
 

Der Generalinspektionsdienst des Innenministeriums verhängte 2014 mehr Disziplinarstrafen (Rüge, 
Degradierung, Entlassung) gegen Sicherheitsbeamte als 2013. Während 2013 1.686 Strafen verhängt wurden, 
waren es 2014 2.796. 2014 wurden außerdem 32 (2013: 18) Beamte wegen verschiedener Verbrechen belangt. 
Das Büro des Generalstaatsanwalts führt alle Ermittlungen gegen Beamte wegen Folter- und 
Missbrauchsvorwürfen durch. Wenn jemand während einer Verhaftung Verletzungen erleidet, muss die 
Staatsanwaltschaft dies untersuchen. Sie muss allen Hinweisen auf polizeiliches Fehlverhalten nachgehen, auch 
anonym abgegebenen. Allerdings setzte das Büro des Generalstaatsanwalts in vielen Fällen seine 
Untersuchungen endlos fort, ohne zu einem Ergebnis zu kommen. Bei abgeschlossenen Fällen war oftmalig die 
Schlussfolgerung des Büros, dass die Polizeigewalt angemessen war oder ein Mangel an Beweisen herrschte, um 
gegen die Beamten strafrechtlich vorgehen zu können (USDOS 25.6.2015). 
 

Anlässlich ihres Besuches in Georgien forderte die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte, Navi Pillay, die Behörden dazu auf, einen unabhängigen Mechanismus zur Untersuchung von 
Anschuldigungen bezüglich Misshandlungen in Gefängnissen einzurichten. Im gleichen Sinne äußerte sich 
GYLA (Civil.ge 22.5.2014, vgl. auch GYLA 10.12.2014). Dies deckt sich mit der Empfehlung des Komitees für 
Menschenrechte der Vereinten Nationen vom August 2014. Dieses empfiehlt Georgien seine Pläne weiter zu 
verfolgen, ein unabhängiges und unparteiisches Organ einzurichten, welches die Anschuldigungen von 
Misshandlung, Folter und unmenschliche sowie entwürdigende Behandlung miteingeschlossen, durch die Polizei 
und andere Vollzugsbeamte untersucht (UN-HRC 19.8.2014). 
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NGOs berichten weiterhin, das die Polizei Durchsuchungen von Wohnungen ohne gerichtlichen Beschluss 
durchführe. Die Polizei erlange diesen erst im Nachhinein. Hierbei wüssten viele Bürger nicht, dass sie ein Recht 
auf Verschiebung der Durchsuchung um eine Stunde hätten, um eine dritte Partei als Zeuge herbeizurufen. Die 
georgische Polizeiakademie trainierte 2014 377 neue Polizisten. Menschenrechtstraining und die 
Rechtsgrundlage für Gewaltanwendung, Untersuchung von Hassverbrechen, Erkennen von Menschenhandel, 
Polizeiethik usw. waren Teil der Ausbildung. Spezielle Menschrechtstrainings in Kooperation mit 
internationalen Partnern wurden ebenfalls unternommen (USDOS 25.6.2015). 
 

Quellen: 
 

 - Civil.ge (22.5.2014): UN Human Rights Chief Sums Up Georgia Visit, 
http://www.civil.ge/eng/article.php?id=27255, Zugriff 11.11.2015 

 

 - GYLA - Georgian Young Lawyers' Association (10.12.2014): GYLA Evaluates the State of Human 
Rights Protection in 2014, http://gyla.ge/eng/news?info=2371, Zugriff 11.11.2015 

 

 - UN-HRC - United Nations, Human Rights Committee (19.8.2014): 

International Covenant on Civil and Political Rights, concluding observations on the fourth periodic 
report of Georgia [CCPR/C/GEO/CO/4], 

http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CCPR/C/GEO/CO/4&Lang=
En, Zugriff 11.11.2015 
 

 - USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Reports on Human Rights Practices 2014, 
Georgia, http://www.ecoi.net/local_link/306368/429751_en.html, Zugriff 11.11.2015 

 

1.2.5 Allgemeine Menschenrechtslage 
 

Georgien hat seine Bindung an die Europäische Union durch die Ratifizierung des Assoziierungsabkommens, 
das eng an den Fortschritt im Bereich der Staatsführung und der Menschenrechte gebunden ist, vertieft. Im 
Bericht zur europäischen Nachbarschaftspolitik vom März 2014 merkt die EU an, dass Georgien zügig seine 
Reformen und Anpassungen in die Tat umsetze. Jedoch wurde auch die Notwendigkeit unterstrichen, die 
Unabhängigkeit der Gerichte zu gewährleisten, den Eindruck einer selektiven Justiz zu vermeiden sowie die 
Rechenschaftspflicht und demokratische Aufsicht über die Organe des Rechtsvollzuges zu erhöhen (HRW 
29.1.2015). 
 

Das parlamentarische Komitee für Menschenrechte und zivile Integration, die Menschenrechtsabteilung des 
Innenministeriums und der Menschenrechtsberater des nationalen Sicherheitsrats haben laut Mandat 
Missbrauchsvorwürfe zu untersuchen. Per Gesetz ist der Generalstaatsanwalt für den Schutz der Grund- und 
Menschenrechte zuständig. Die Menschenrechtsabteilung des Büros des Generalstaatsanwalts überwacht 
insgesamt die Strafverfolgung und die Einhaltung von nationalen und internationalen Menschenrechtsstandards. 
Die Menschenrechtsabteilung überwacht statistisch und analytisch die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft und ist 
verantwortlich für die Prüfung von und Reaktion auf Menschenrechtsempfehlungen von nationalen und 
internationalen Menschenrechtsorganisationen (USDOS 25.6.2015). 
 

Quellen: 
 

 - HRW - - Human Rights Watch (29.1.2015): World Report 2015 - Georgia, 
http://www.ecoi.net/local_link/295489/430521_de.html, Zugriff 12.11.2015 

 

 - USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Reports on Human Rights Practices 2014, 
Georgia, http://www.ecoi.net/local_link/306368/429751_en.html, Zugriff 12.11.2015 

 

1.2.6 Religionsfreiheit 
 

Verfassung und Gesetze schützen die Religionsfreiheit, und die Regierung respektierte diese in der Praxis. Die 
georgisch-orthodoxe Kirche wird von den Behörden weiterhin auf verschiedenen Gebieten bevorzugt, etwa in 
der Restitution von Eigentum oder im Steuerwesen. Als Basis gilt das alleinig mit der georgisch-orthodoxe 
Kirche geschlossene Konkordat, dass dieser überdies ein Mitspracherecht im Bereich des Bildungswesens 
einräumt. Es gab Fälle von Zwangskonversion und zumindest einen Vorfall, bei dem es zu Gewalt zwischen der 
Polizei und religiösen Demonstranten kam. Die Regierung führte einen Aktionsplan ein, der auf die Stärkung der 
religiösen Toleranz und die Beendigung von Diskriminierung aus religiösen Gründen abzielt. Zudem wurde eine 
staatliche Agentur ins Leben gerufen, welche jenen Religionsgemeinschaften finanzielle Mittel zukommen 
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lassen soll, die während der Sowjetzeit Schaden erlitten. Religiöse Organisationen und NGOs kritisierten jedoch 
den Mangel an Transparenz hinsichtlich des Auswahlverfahrens. Zudem schaffte es die Regierung nicht, 
reklamierte Eigentumstitel religiöser Gemeinschaften zu restituieren, welche sich immer noch im Besitz der 
(lokalen) Regierungskörperschaften befinden. Vertreter von religiösen Minderheiten beschwerten sich auch über 
religiöse Diskriminierung im Bildungswesen (USDOS 14.10.2015). 
 

Seit 2012 ist die Zahl der Fälle von Intoleranz gegen religiöse Minderheiten gestiegen. In etlichen Fällen wurden 
Muslime davon abgehalten, sich zu versammeln oder zu beten. Während hohe Beamte, die Ombudsmannstelle 
und NGOs öffentlich diese Vorfälle verurteilten, verabsäumten es die maßgeblichen Behörden angemessene 
Untersuchungen durchzuführen und die Täter zu verfolgen (EC 25.3.2015). 
 

Nils Muižnieks, Menschenrechtskommissar des Europarats zeigte sich ebenfalls über die Zunahme von 
Intoleranz und Attacken gegen Mitglieder von religiösen Minderheiten, insbesondere Moslems, besorgt. Das 
mangelnde Vorgehen der Behörden könne bei den Tätern ein Gefühl der Straffreiheit hervorrufen (CoE-
CommHR 12.5.2014). 
 

Quellen: 
 

 - CoE-CommHR - Council of Europe - Commissioner for Human Rights (12.5.2014): Report by Nils 
Muižnieks Commissioner for Human Rights of the Council of Europe following his visit to Georgia 
from 20 to 25 January 2014, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1400594411_com-instranetgeorgia.pdf, Zugriff 13.11.2015 
 

 - EC - European Commission (25.3.2015): Implementation Of The European Neighbourhood Policy In 
Georgia Progress In 2014 And Recommendations For Actions Accompanying The Document Joint 
Communication To The European Parliament, The Council, The European Economic And Social 
Committee And The Committee Of The Regions [SWD(2015) 66 final], 

http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1427816142_georgia-enp-report-2015-en.pdf, 13.11.2015 
 

 - USDOS - US Department of State (14.10.2015): International Religious Freedom Report for 2014 - 
Georgia, http://www.ecoi.net/local_link/313314/451578_de.html, Zugriff 13.11.2015 

 

Religiöse Gruppen 
 

84% der Bevölkerung sind orthodox, 10% Moslems und 4% Anhänger der Armenisch- Apostolischen Kirche. Es 
gibt einen starken Zusammenhang zwischen Ethnie, Religion und Heimatregion. Die meisten Georgier gehören 
der georgisch-orthodoxen Kirche an, einige - hauptsächlich ethnische Russen - gehören zu anderen orthodoxen 
Gruppen. Ethnische Aseris - meist Moslems - bilden eine Bevölkerungsmehrheit in der südöstlichen Region 
Kvemo-Kartli. Weitere Moslems sind die ethnisch georgischen Moslems in Adscharien und im Nordosten. 
Ethnische Armenier gehören meist zur armenisch-apostolischen Kirche und bilden eine Mehrheit in der 
südlichen Region Samtskhe-Javakheti. Katholiken, kurdische Yesiden, Griechisch-Orthodoxe und Juden machen 
weniger als 5% der Bevölkerung aus. Nichttraditionelle religiöse Gruppen wie Baptisten, Zeugen Jehovahs, 
Pfingstbewegung und Hare Krishnas nehmen in der Zahl zu, machen aber weniger als 1% der Bevölkerung aus 
(USDOS 14.10.2015, vgl. auch CIA 29.10.2015). 
 

Quellen: 
 

 - CIA - Central Intelligence Agency (29.10.2015): The World Fact Book - Georgia, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/gg.html, Zugriff 13.11.2015 
 

 - USDOS - US Department of State (14.10.2015): International Religious Freedom Report for 2014 - 
Georgia, http://www.ecoi.net/local_link/313314/451578_de.html, Zugriff 13.11.2015 

 

1.2.7 Ethnische Minderheiten 
 

Gemäß Volkszählung 2002 sind 83,8% der Bevölkerung ethnische Georgier, 6,5% Aseri, 5,7% Armenier, 1,5% 
Russen, und 2,5% gehören anderen Volksgruppen an. 71% der Bevölkerung sprechen offiziell Georgisch, 9% 
Russisch, 7% Armenisch, 6% Aseri, und 7% sprechen eine andere Sprache. In Abchasien ist Abchasisch die 
Amtssprache. (CIA 29.10.2015). 
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Laut Ombudsmann blieb 2013 die Situation in Bezug auf die gesellschaftliche Integration und den Schutz der 
ethnischen Minderheiten fast unverändert. Die vollständige Teilhabe der ethnischen Minderheiten im politischen, 
kulturellen und sozialen Bereich sei weiterhin ungelöst. Das Thema der Entfremdung zwischen Mehrheit und 
Minderheiten und die Überwindung von negativen Stereotypen sei immer noch problematisch und gegenwärtig. 
Dies gälte auch für den Bildungsbereich. So sei etwa eine qualitätsvolle Übersetzung von Schulbüchern in die 
Minderheitensprachen nicht erreicht worden. Der bestehende Lehrermangel für Minderheitensprachen sei auf 
den Umstand zurückzuführen, dass die Universitäten kein solches Lehrpersonal ausbildeten. Hinsichtlich der 
bilingualen Erziehung bestünde landesweit das Problem, dass es an zweisprachigen Lehrern, Schulbüchern und 
Methoden des bilingualen Unterrichts fehle (PD 2013). 
 

Als besonders schwierig betrachtete die Ombudsmannstelle die Lage der Roma und der kleinen Minderheiten. 
1.500 bis 2.500 Roma lebten meistens in extremer Armut. Sie seien mit zahlreichen Herausforderungen 
konfrontiert, was die Bildung, den Schutz der Menschenrechte und der staatsbürgerlichen Integration anbelangt. 
Hinsichtlich der kleinen Minderheiten (Kurden, Tschetschenen, Dagestani, Assyrer, Griechen usw.) hätte es 
seitens der Behörden zwar stets Versprechungen gegeben, aber keine Umsetzung. Besonders was den 
Sprachunterricht sowohl für Kinder als auch deren Eltern anlangt, sei das zuständige Ministerium gefordert (PD 
2013). 
 

Das Gesetz erlaubt die Repatriierung der muslimischen Mes'cheten, einer nationalen Minderheit, die von Stalin 
1944 deportiert worden war. Mehr als 5.800 Mes'cheten hatten bis Jänner 2010 um Repatriierung angesucht. 
Mehr als 150 kehrten in den letzten drei Jahren inoffiziell zurück. Der Ombudsmann kritisierte, dass 90% der 
Anträge aus formalen Gründen abgelehnt wurden. Bis Ende 2014 waren über 1.500 Anträge bewilligt worden. 
Die Repatriierung stockte laut Mes'cheten-Vertreter unter anderem durch die Kosten, die für die Übersetzung 
von Dokumenten ins Georgische anfallen (USDOS 25.6.2015). 
 

Laut dem Befehlshaber der Geschäftsstelle Gori der EUMM leben Osseten und Georgier friedlich 
nebeneinander. Der seit Anfang 2009 in Georgien stationierte Befehlshaber gab an, dass ihm während seiner 
Amtszeit in seinem Zuständigkeitsbereich - zu diesem gehört auch Gori - keine Fälle von Auseinandersetzungen 
zwischen Georgiern und Osseten bzw. Gewaltakte gegen Osseten bekannt wurden. Abchasen und Georgier leben 
ungehindert in Zentralgeorgien nebeneinander. Es sind keinerlei Übergriffe, Schlechterstellungen oder 
Benachteiligungen bekannt bzw. werden weder von NGOs noch von den offiziellen Organisationen solche Fälle 
geschildert. Georgien (Zentralgeorgien) ist sehr bemüht Abchasen und Südosseten nicht zu benachteiligen (VB 
31.1.2014). 
 

Laut einer repräsentativen Umfrage im August 2014 im Auftrag des "Nation Democratic Institute" war der 
Schutz von Minderheitenrechten (Minderheiten aller Art) für die demokratische Entwicklung Georgiens für 63% 
"wichtig" oder "sehr wichtig" und nur für sechs Prozent "unwichtig" oder "überhaupt nicht wichtig". Für jene, 
die an erster Stelle die ethnischen Minderheiten nannten (22%), war deren Schutz zu 80% "wichtig" oder "sehr 
wichtig" (NDI 8.2014). 
 

Quellen: 
 

 - CIA - Central Intelligence Agency (29.10.2015): The World Fact Book - Georgia, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/gg.html, Zugriff 13.11.2015 
 

 - NDI - Nation Democratic Institute (8.2014): Public attitudes in Georgia: Results of a August 2014 
survey carried out for NDI by CRRC-Georgia This research is funded by the Swedish International 
Development Cooperation Agency (Sida), https://www.ndi.org/files/NDI_Georgia_August-2014-
survey_Public-Issues_ENG_vf.pdf, Zugriff 13.11.2015 

 

 - PD - Public Defender of Georgia (2013): Annual Report of the Public Defender of Georgia, the 
Situation of Human Rights and Freedoms in Georgia - 2013, 

http://www.ombudsman.ge/uploads/other/1/1934.pdf, Zugriff 13.11.2015 
 

 - USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Reports on Human Rights Practices 2014, 
Georgia, http://www.ecoi.net/local_link/306368/429751_en.html, Zugriff 13.11.2015 

 

 - VB des BM.I Georgien (31.1.2014): Auskunft des VB, per Email 
 

1.2.8 Frauen 
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Es gab mit 1. Oktober 2012 16 Frauen im 150-köpfigen georgischen Parlament, die doppelte Anzahl der im 
vorherigen Parlament vertretenen Frauen. Es gab drei Frauen im 19-köpfigen Kabinett und drei Frauen im 14-
köpfigen Obersten Gerichtshof. Im Zuge der Lokalwahlen 2014 blieben Frauen unterrepräsentiert. Keine einzige 
Frau wurde Bürgermeisterin. Von den 256 Kandidaten für die 59 Chefposten der lokalen Verwaltung waren 
lediglich zehn Frauen (USDOS 25.6.2015). 
 

Der Ombudsmann nannte in seinem Jahresbericht für 2013 die geringe Teilhabe von Frauen am politischen 
Leben des Landes die wesentliche Herausforderung für die Gleichheit der Geschlechter. Im Parlament machte 
der Frauenanteil 11, in den Ministerkabinetten 21 und in der lokalen Selbstverwaltung 10% aus (PD 2013). Laut 
der Interparlamentarischen Union liegt Georgien mit Stand Jänner 2015 auf dem 107. Platz von 142 Ländern, 
was den Frauenanteil im Parlament betrifft (IPU 1.1.2015). Der Global-Gender-Gap-Index des World Economic 
Forums sieht Georgien 2014 beim "political empowerment" auf Platz 94 von 142 und bei der Gesamtlage der 
Frauen auf Platz 85 (WEF 2014). 
 

Vergewaltigung ist illegal, aber Vergewaltigung in der Ehe wird im Gesetz nicht speziell erwähnt. Im Laufe des 
Jahres 2014 wurden in 33 Fällen von Vergewaltigung Untersuchungen eingeleitet, verglichen mit 57 im Jahr 
2013. Beobachter meinen, viele Fälle würden nicht gemeldet, aus Angst vor sozialer Stigmatisierung und, weil 
die Polizei Berichten über Vergewaltigungen nicht immer nachgehe (USDOS 25.6.2015). 
 

Besonders betroffen von häuslicher Gewalt sind, mit Ausnahme der Armenierinnen, die Frauen der ethnischen 
Minderheiten. Insbesondere bei den aserischen Frauen war der Prozentanteil bei allen Formen von Gewalt 
(physische, sexuelle und psychische) gegen Frauen doppelt so hoch wie im nationalen Durchschnitt (ECMI 
26.2.2014). 
 

Häusliche Gewalt ist ein Problem. NGOs sehen auch hier eine hohe Dunkelziffer. Laut Statistiken des 
Innenministeriums wurden bis September 2014 seitens der Behörden in 636 Fällen Untersuchungen wegen 
häuslicher Gewalt eingeleitet. Im Vergleichszeitraum 2013 wurden 399 Fälle von häuslicher Gewalt bei der 
Polizei angezeigt. In den meisten dem Ombudsmann zur Kenntnis gebrachten Fälle, beschränkte sich die 
Reaktion der Polizei auf Verwarnungen und Initiierung von präventiver Supervision, was keinen tatsächlichen 
Schutz vor wiederholtem Missbrauch bietet. Laut Ombudsmann wurden in der ersten Hälfte 2014 25 Frauen 
durch häusliche Gewalt getötet (USDOS 25.6.2015). 
 

Seit Mai 2012 ist häusliche Gewalt als Straftatbestand definiert. Das Gesetz erlaubt der Polizei Wegweisungen 
gegen verdächtige Personen innerhalb der Familie auszusprechen (MIA 2015). Ein Gericht muss eine 
Wegweisung innerhalb von 24 Stunden genehmigen. Sie verbietet es Tätern sich dem Opfer für 6 Monate auf 
100m zu nähern und gemeinsamen Besitz zu nutzen. Verlängerungen sind unbeschränkt möglich. Die erste 
Verletzung einer Wegweisung führt zu einer Geldbuße, eine weitere Verletzung ist jedoch nach dem 
Strafgesetzbuch strafbar. Allerdings berichteten NGOs, dass die Polizei Anzeigen wegen eines solchen zweiten 
Vergehens wegen der erhöhten strafrechtlichen Verantwortlichkeit eher vermeidet (USDOS 25.6.2015). 
 

Das Statistische Amt verzeichnet basierend auf den Zahlen des Innenministeriums für 2014 742 weibliche und 
87 männliche Opfer von häuslicher Gewalt (GeoStat 2015). 
 

Lokale NGOs und die Regierung betreiben gemeinsam eine Hotline und Schutzeinrichtungen für misshandelte 
Frauen und ihre minderjährigen Kinder, wenn auch mit einer begrenzten Anzahl an Plätzen. Es gibt sowohl 
staatlich als auch von NGOs geführte Einrichtungen für Opfer häuslicher Gewalt. Alle arbeiten nach denselben 
standardisierten Vorschriften und bieten die gleichen Dienste an, darunter psychologische, medizinische und 
juristische Unterstützung. Sexuelle Belästigung von Frauen am Arbeitsplatz ist ein Problem. Das Gesetz 
untersagt sexuelle Belästigung nicht explizit, und die Behörden untersuchten Beschwerden nur selten. Das 
Gesetz sieht die Gleichstellung von Männern und Frauen vor, was aber in der Praxis nicht immer umgesetzt 
wird. Obwohl einige Beobachter kontinuierliche Verbesserungen des Zugangs von Frauen zum Arbeitsmarkt 
feststellten, blieben Frauen in erster Linie auf schlecht bezahlte und gering qualifizierte Positionen beschränkt, 
unabhängig von ihren beruflichen und akademischen Qualifikationen. Auch Gehälter für Frauen blieben hinter 
jenen der Männer zurück. Als Folge suchten viele Frauen eine Beschäftigung außerhalb des Landes (USDOS 
25.6.2015). 
 

2013 lag laut Georgischem Statistikamt das mittlere Netto-Einkommen der Frauen bei 585 GEL, dass der 
Männer allerdings bei 920 GEL (GeoStat o.D.). 2014 verdienten Frauen 618 und Männer 980 GEL nominell. 
Die Arbeitslosenrate bei Männer lag 2014 im Schnitt bei 14 Prozent und somit höher als bei den Frauen mit zehn 
Prozent. Allerdings sind Frauen deutlich mehr von Armut gefährdet (GeoStat 2015). Das World Economic 
Forum sah für 2014 eine noch größere Einkommensdrift zwischen Männern und Frauen, wodurch Georgien auf 
Platz 116 von 142 Staaten rangierte (WEF 2014). 
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Seit 2010 sieht das Gesetz zur Geschlechtergleichheit die Gleichbehandlung von Männern und Frauen in der 
Bewertung von Arbeit vor. Allerdings fehle laut Einschätzung des Europäischen Komitees für Soziale Rechte 
des Europarates eine ausdrückliche Garantie des Rechts auf "gleicher Lohn für gleiche Arbeit", weshalb die 
Rechtslage nicht im Einklang mit der Europäischen Sozialcharta stehe (CoE-ECSR 1.2015). 
 

Quellen: 
 

 - Civil.ge (21.10.2014): After Series of Murders of Women, Govt Mulls Anti-Domestic Violence Policy, 
http://www.civil.ge/eng/article.php?id=27733, Zugriff 13.11.2015 

 

 - CoE-ECSR - Council of Europe - European Committee of Social Rights (1.2015): European Committee 
of Social Rights Conclusions 2014 (Georgia) Articles 2, 4, 5, 6, 26 and 29 of the Revised Charter, 
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1422349032_georgia2014-en.pdf, Zugriff 13.11.2015 

 

 - ECMI - European Centre for Minority Issues (26.2.2014): Ethnic Minority Women in Georgia - Facing 
a Double Burden?, 

 

http://www.ecmi.de/uploads/tx_lfpubdb/Working_Paper_74.pdf, Zugriff 13.11.2015 
 

 - GeoStat - National Statistics Office of Georgia (2015): Women and Men in Georgia, 

http://www.geostat.ge/cms/site_images/_files/english/health/Women%20and%20Men_2015.pdf, Zugriff 
13.11.2015 
 

 - GeoStat - National Statistics Office of Georgia (o.D.a.): Gender Statistics, - 

http://www.geostat.ge/cms/site_images/_files/english/Women%20and%20Men%202013.pdf, 
http://www.geostat.ge/index.php?action=page&p_id=1172&lang=eng, Zugriff 13.11.2015 
 

 - IPU - Inter-Parliamentary Union (1.1.2015): Women in national parliaments, http://www.ipu.org/wmn-
e/classif.htm, Zugriff 13.11.2015 

 

 - MIA - Ministry of Internal Affairs (27.2.2015): Domestic Violence, 
http://police.ge/en/projects/domestic-violence, Zugriff 13.11.2015 

 

 - PD - Public Defender of Georgia (2013): Annual Report of the Public Defender of Georgia, the 
Situation of Human Rights and Freedoms in Georgia - 2013, 

http://www.ombudsman.ge/uploads/other/1/1934.pdf, Zugriff 13.11.2015 
 

 - USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Reports on Human Rights Practices 2014, 
Georgia, http://www.ecoi.net/local_link/306368/429751_en.html, Zugriff 13.11.2015 

 

 - WEF - World Economic Forum (2014): Gender Gap Index 2014 - Georgia, 

http://reports.weforum.org/global-gender-gap-report-2014/economies/#economy=GEO, Zugriff 13.11.2015 
 

1.2.9 Bewegungsfreiheit 
 

Das Gesetz sieht Bewegungsfreiheit innerhalb des Landes, Auslandsreisen, Auswanderung und Rückkehr von 
Bürgern vor, aber die de facto-Behörden und die russische Besatzungsmacht in Abchasien und Südossetien 
beschränken diese Freiheit. Diese Beschränkungen betreffen vor allem die lokale Bevölkerung hinsichtlich der 
medizinischen Versorgung, der Bildung, des Pensionswesens und der Gottesdienste. Die georgische Regierung 
arbeitet mit UNHCR und anderen humanitären Organisationen bei der Bereitstellung von Schutz und Hilfe für 
Binnenvertriebene, Flüchtlinge, zurückkehrende Flüchtlinge, Asylsuchende, Staatenlose und andere Personen 
zusammen. Das Gesetz sieht Einschränkungen für Ausländer vor, die nach und aus Abchasien und Südossetien 
reisen wollen. Im mehrheitlich von ethnischen Georgiern bewohnten Bezirk Gali, der unter der Kontrolle der de 
facto-Behörden Abchasiens steht, wurde die Ausstellung von Reisedokumenten an ethnische Georgier 
eingestellt. Ohne diese Dokumente ist ein Überqueren der administrativen Grenze schwierig (USDOS 
25.6.2015). 
 

Eine legale Ein- und Ausreise über die russisch-georgische Grenze in die bzw. aus den Gebieten Abchasien und 
Südossetien, ist gemäß dem georgischen "Gesetz über die besetzten Gebiete" nicht möglich (AA 17.11.2015). 
 



 Bundesverwaltungsgericht 28.06.2016 

www.ris.bka.gv.at  Seite 16 von 37 

Quellen: 
 

 - USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Reports on Human Rights Practices 2014, 
Georgia, http://www.ecoi.net/local_link/306368/429751_en.html, Zugriff 17.11.2015 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (17.11.2015): Georgien: Reise- und Sicherheitshinweise, 

http://www.auswaertiges-amt.de/sid_1CF62A91CDAB552331094540103F2220/DE/Laenderinformationen/00-
SiHi/Nodes/GeorgienSicherheit_node.html, Zugriff 17.11.2015 
 

1.2.10 Grundversorgung 
 

2014 verzeichnete Georgiens Wirtschaft mit 4,7% eine Steigerung zu Wachstum im Jahre 2013 (3,3%). Dies ist 
ein Resultat eines fiskalen Konjunkturprogramms, das den Konsum und die Investitionen förderte. Die Fiskal- 
und Geldpolitik in Verbindung mit einer merklichen Entwertung der Landeswährung führte zu inflationären 
Tendenzen. Das allgemeine Defizit stieg 2014 spürbar infolge zunehmender Sozialausgaben an. Die 
Arbeitslosenrate war auch 2014 mit 14,1% hoch [Anm.: laut GeoStat betrug die Arbeitslosenrate 2014 nur 
12,4% - siehe unten], wobei diese in der Gruppe der 15-24-jährigen auf rund 30% geschätzt wird. Ein 
erheblicher Teil der Bevölkerung hängt von Rücküberweisungen aus dem Ausland ab. Diese nahmen 2014 
infolge der geringeren Überweisungen aus Russland ab (EC 25.3.2015). 
 

Trotz der beachtlichen wirtschaftlichen Entwicklung in den vergangenen Jahren leiden große Teile der 
georgischen Bevölkerung, insbesondere in den ländlichen Gebieten, unter Armut, Unterbeschäftigung und 
Arbeitslosigkeit. Mehr als die Hälfte aller Beschäftigten Georgiens ist in der Landwirtschaft tätig. Diese 
generiert jedoch nur 9% des Bruttonationalprodukts (ÖEZ o.D.). 
 

2014 waren laut Sozialamt 11,6% (2013: 9,7%) der Bevölkerung Empfänger von Subsistenzzahlungen. 21,4% 
der Georgier und Georgierinnen lebten 2014 in relativer Armut, d.h., sie verfügten über weniger als 60 Prozent 
des Medianeinkommens (GeoStat o.D.A). 
 

Seit ihrem Höhepunkt im Jahr 2009 sank die offizielle Arbeitslosenrate kontinuierlich von 16,9 auf 12,4% im 
Jahr 2014. In den urbanen Gebieten betrug sie 22,1%, während am Land nur 5,4% arbeitslos waren. Allerdings 
nimmt die Arbeitslosigkeit zu, je jünger die Menschen sind. Dramatisch sind die Werte für die drei untersten 
Alterskohorten: Bei der Altersgruppe der 15-19 Jährigen lag Arbeitslosenquote bei 31,8%, bei den 20-24 
Jährigen bei 30,5% und bei den 25-29 Jährigen bei 23,5% (GeoStat o.D.B). 
 

Quellen: 
 

 - EC - European Commission (25.3.2015): Implementation Of The European Neighbourhood Policy In 
Georgia Progress In 2014 And Recommendations For Actions Accompanying The Document Joint 
Communication To The European Parliament, The Council, The European Economic And Social 
Committee And The Committee Of The Regions [SWD(2015) 66 final], 

http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1427816142_georgia-enp-report-2015-en.pdf, 17.11.2015 
 

 - GeoStat - National Statistics Office of Georgia (o.D.A): Living Conditions: Relative Poverty, Registered 
Poverty, http://www.geostat.ge/index.php?action=page&p_id=188&lang=eng, Zugriff 17.11.2015 

 

 - GeoStat - National Statistics Office of Georgia (o.D.B): 

Employment and Unemployment, 

http://www.geostat.ge/index.php?action=page&p_id=146&lang=eng, Zugriff 17.11.2015 
 

 - ÖEZ - Österreichische Entwicklungszusammenarbeit (o.D.): Georgien, 
http://www.entwicklung.at/laender-und-regionen/schwarzmeerraumsuedkaukasus/georgien/, Zugriff 
17.11.2015 

 

Sozialbeihilfen 
 

Das System der sozialen Sicherung in Georgien umfasst das Rentensystem und ein System zur Unterstützung 
von besonders schutzbedürftigen Familien und Personen. Die Unterstützung, die in Georgien unter dem Begriff 
der sozialen Sicherung geleistet wird, umfasst die gesetzliche Rente, Staatsentschädigungen und staatliche 
akademische Stipendien. 
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Gesetzliche Renten 
 

Grundlagen für den Erhalt einer gesetzlichen Rente: 
 

 - Erreichen des Rentenalters: Männer - 64 Jahre, Frauen - 60 Jahre 
 

 - Feststellung des Behindertenstatus 
 

 - Tod des Hauptversorgers/Ernährers 
 

Laut dem georgischen Gesetz haben folgende Personen einen Anspruch auf den Bezug einer staatlichen Rente: 
 

 - Georgische Staatsbürger mit permanentem Wohnsitz auf georgischem Territorium 
 

 - Staatenlose Personen mit legalem Status in Georgien 
 

 - Ausländer, die sich zum Zeitpunkt der Renten-Antragstellung bereits seit 10 
 

 - Jahren dauerhaft und legal auf georgischem Territorium aufhalten. 
 

Die Rente kann man beantragen, wenn man anspruchsberechtigt wird oder seine Rechte auf eine Rente erneuert. 
Wenn mehr als ein Rentenanspruch besteht, so muss einer ausgewählt werden. Renten können in jeder Bank 
Georgiens ausbezahlt werden. Beantragen kann man die Rentenzahlungen in den Sozialämtern der Distrikte. 
Dazu werden ein Personalausweis und andere Dokumente benötigt. 
 

Zum 1. September 2013 belief sich der monetäre Rentenanteil auf 150 GEL (ca. 63 Euro) im Monat. 
 

Sozialhilfe 
 

In der georgischen Gesetzgebung wird Sozialhilfe als jegliche Art finanzieller und nicht-finanzieller 
Unterstützung definiert, die sich an Personen mit besonderen Pflegebedürfnissen, arme Familien oder 
Obdachlose richtet. 
 

Es gibt folgende Kategorien finanzieller Unterstützung: 
 

 - Unterhaltszuschuss 
 

Eine Familie hat Anspruch auf einen Unterhaltszuschuss, wenn sie in der Datenbank für sozial schwache 
Familien registriert ist. Der Zuschuss beträgt bis zu 60 GEL pro Person - für jedes weitere Familienmitglied 
kommen 48 GEL hinzu. 
 

 - Reintegrationsbeihilfe 
 

Reintegrationsbeihilfe wird den biologischen Familien bzw. dem Vormund von Personen gewährt, die 
besonderen Schutz benötigen und die statt in speziellen Einrichtungen in Familien untergebracht werden, wo sie 
die Möglichkeit haben in einem familiären Umfeld zu leben und die notwendige medizinische Betreuung 
erhalten. Der Zuschuss für ein gesundes Kind beträgt 90 GEL, für ein behindertes Kind 130 GEL. 
 

 - Pflegebetreuungsbeihilfe 
 

Pflegebetreuungsbeihilfe erhalten Adoptiveltern als Gegenleistung für die Fürsorge und die Erziehung des 
adoptierten Kindes. Die Pflegebetreuungsbeihilfe für ein gesundes Kind beträgt 200 GEL und 300 GEL für ein 
behindertes Kind. Ist die Betreuungshilfe für ein nicht verwandtes Kind gedacht, dann beträgt sie 15 GEL am 
Tag bzw. im Falle einer vorliegenden Behinderung 20 GEL am Tag. 
 

 - Familienfürsorgebeihilfe 
 

Eine weitere Form der Beihilfe stellt die Familienfürsorgebeihilfe dar, die gewährt wird, wenn ein Erwachsener 
aus einer speziellen Einrichtung in ein familiäres Umfeld geholt wird, um ihm in einem familiären Umfeld die 
notwendige Zuwendung zukommen zu lassen 
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 - Soziale Sachleistungen 
 

Bedürftige Personen können soziale Beihilfe in Form von Sachleistungen in Anspruch nehmen. Für präventive 
und reintegrative Zwecke können auch Kinder und/oder ihre Familien die Leistungen erhalten, wenn die 
familiäre Situation der Grund für die Vernachlässigung der Kinder ist und ihnen Unterstützung gewährt werden 
muss, um in ihrer eigenen Familie leben zu können. 
 

 - Sozialpaket 
 

Das Sozialpaket ist eine monatliche Finanzleistung, deren Höhe, Anspruchsberechtigte, Vergaberichtlinien und 
Konditionen von der georgischen Regierung festgelegt werden. 
 

Die georgischen Sozialleistungen umfassen den Unterhalt von spezialisierten Einrichtungen, in denen 
hilfsbedürftige Menschen auf Staatskosten oder mit Unterstützung vom Staat leben können. Familien, die 
unterhalb der Armutsgrenze leben, werden in diesen Einrichtungen auf Staatskosten versorgt. 
 

Die Zahlung von Arbeitslosengeld wurde im Mai 2006 eingestellt. Als Folge der Abschaffung des 
Arbeitsgesetzes gibt es keine legale Basis mehr für die Zahlung einer solchen Beihilfe. Ein System privater 
Arbeitslosenversicherer ist noch nicht entwickelt worden. Daher erhalten Arbeitslose in Georgien keine 
Unterstützung (IOM 06.2014). 
 

Das seit dem 6. Februar 2014 in Kraft getretene Gesetz über IDPs aus den besetzten Gebieten Georgiens gewährt 
den Vertriebenen ohne Unterschied 45 GEL monatlich, so deren Bruttoeinkommen 1.250 GEL nicht übersteigt. 
Zuvor wurde unterschieden, ob ein Interner Flüchtling privat (22 GEL pro Monat) oder staatlicherseits (28 GEL 
pro Monat) untergebracht wurde. Ungeklärt bleibt laut dem Büro des Ombudsmannes, wie sich die Kosten für 
Strom auswirken, die in der alten Regelung noch vom Staat bezahlt wurden, und das Einkommen eruiert bzw. 
definiert wird (PD 2013). 
 

Familien, die unter der Armutsgrenze leben, können um Sozialhilfe ansuchen. Dafür muss der Vertreter der 
Familie zunächst ein Ansuchen für sich und alle übrigen Familienmitglieder stellen, um in das staatliche Register 
für besonders schutzbedürftige Familien aufgenommen zu werden. Danach besucht ein Vertreter des Sozialamtes 
die Familie Vorort, wobei in der "Familiendeklaration" der sozio-ökonomische Stand der Familie festgestellt 
wird. Mittels eines Punktevergabesystems wird die Bedürftigkeit festgestellt. Bis zu einem Wert von 57.000 
Punkten besteht der Anspruch auf finanzielle Unterstützung wie folgt: 60 GEL für Alleinstehende; ab zwei 
Personen erhält das älteste Familienmitglied 60 GEL und alle anderen 48 GEL pro Monat. Ausschlussgründe 
sind insbesondere die Arbeitsaufnahme eines Familienmitgliedes, Gefängnishaft, Militärdienst oder ein 
Auslandsaufenthalt von mehr als drei Monaten. Die Sozialhilfe kann nicht gleichzeitig mit der staatlichen 
"Haushaltsunterstützung" oder der monatlichen Zahlung an Flüchtlinge bezogen werden. Eine neuerliche 
Verifizierung des Status steht an, wenn sich die Demographie der Familie ändert, die Arbeitsaufnahme oder 
sonstige legale Einkommen vorliegen bzw. der Verlust dieser, ein Wohnortswechsel erfolgt, der 
Behindertenstatus festgestellt wird, oder sonst Gründe vorliegen, welche die wirtschaftliche Lage der Familie 
verändert haben. Wenn mehr als ein Jahr nach der Registrierung verstrichen sind, so ist dies per se ein Grund für 
eine neuerliche Verifizierung des Status (SSA o.D.a.). 
 

Das Büro des Ombudsmanns vermerkt in seinem Bericht für 2013, dass das Sozialamt überproportional hohe 
Punktewerte bei der Einschätzung der sozio-ökomischen Lage der ansuchenden Familien vergab. Dies hätte zu 
einer Überschreitung des Grenzwertes der Förderfähigkeit geführt. Eine Fallstudie hätte gezeigt, dass 
insbesondere Leistungsempfänger, die eine Alterspension als einzige Einkommensquelle angaben, Probleme 
bekamen. Der Ombudsmann kritisierte, dass bei der Bestandsaufnahme der wirtschaftlichen Situation diese zu 
sehr von der subjektiven Einschätzung des jeweiligen Beamten abhinge. Als gesondertes Problem wurde 
angeführt, dass Obdachlose keinen Anspruch auf Sozialhilfe stellen können, weil sie über keinen Wohnsitz 
verfügen (PD 2013). 
 

Im Falle einer Schwangerschaft oder bei Adoption eines Kindes besteht das Recht auf 730 Tage Mutterschafts- 
und Pflegeurlaub, von denen 183 Tage bezahlt sind. Bei Komplikationen bei der Geburt oder der Geburt von 
Zwillingen werden 200 Tage bezahlt. Die Einteilung der Karenzzeit kann mit Beginn der Schwangerschaft frei 
gewählt werden. Angestellte, die ein Kind unter 12 Monaten adoptieren, können 550 Tage freinehmen, wovon 
90 Tage bezahlt sind. Laut Gesetz darf das vom Sozialamt ausbezahlte Geld die Summe von 1.000 GEL nicht 
überschreiten. Der georgische Ombudsmann begrüßte die seit 1. Jänner 2014 in Kraft getretene Reform des 
Arbeitsrechts, weil die Dauer der Karenzzeit und die finanzielle Unterstützung erhöht wurden (PD 2013). 
 

Quellen: 
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 - IOM - International Organisation for Migration (06.2014): 

Länderinformationsblatt Georgien, 
https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698704/698616/17046380/1
7256334/Georgien_-_Country_Fact_Sheet_2014%2C_deutsch.pdf?nodeid=17256550&vernum=1, 
Zugriff 17.11.2015 

 

 - PD - Public Defender of Georgia (2013): Annual Report of the Public Defender of Georgia, the 
Situation of Human Rights and Freedoms in Georgia - 2013, 

http://www.ombudsman.ge/uploads/other/1/1934.pdf, 17.11.2015 
 

 - SSA - Social Service Agency (o.D.a.): Pecuniary Social Assistance (Subsistence Allowance), 

http://ssa.gov.ge/index.php?lang_id=ENG&sec_id=35, Zugriff 17.11.2015 
 

 - SSA - Social Service Agency (o.D.a.): Reimbursement of leave for maternity and childcare, as well as 
for adoption of a new-born child, http://ssa.gov.ge/index.php?lang_id=ENG&sec_id=375, Zugriff 
17.11.2015 

 

1.2.11 Medizinische Versorgung 
 

Im Rahmen des Entwicklungsprogramms des klinischen Versorgungsnetzwerkes wird das georgische 
Krankenhaussystem betrieben. Zum heutigen Zeitpunkt gibt es 100 entweder neu eröffnete oder renovierte 
funktionierende Krankenhäuser in Tiflis und den umliegenden Regionen. 2011 wurden die medizinischen 
Einrichtungen, die zu 100% mit staatlichen Mitteln finanziert wurden, auf regionaler Ebene umorganisiert, so 
dass heute die von diesen medizinischen Einrichtungen angebotenen Leistungen in die neu errichteten 
medizinischen Einrichtungen integriert worden sind. Bis zu 40 solcher medizinischer Zentren mit integriertem 
ambulantem Pflegedienst, prästationären Diensten und weiteren klinischen Versorgungen existieren zurzeit in 
den verschiedenen Regionen des Landes. Laut der Resolution Nr. 92 der georgischen Regierung vom 15. März 
2012 bezüglich der "Bewilligung des staatlichen Gesundheitsprogramms 2012", können georgische Staatsbürger 
Leistungen von folgenden staatlichen Programmen in Anspruch nehmen: 
 

Psychische Verfassung 
 

a) ambulante Leistungen: 
 

a. a) psychiatrische ambulante Leistungen (decken Leistungen für Patienten mit verschiedenen Nosologien, die 
vom Hausarzt/Bezirksarzt oder einer stationären psychiatrischen Klinik überwiesen wurden, registrierte 
Patienten oder Patienten, die sich selbst in ambulante Behandlung begeben (nachdem die Diagnose bestätigt 
wurde), ab) 
 

a. b) Psychosoziale Rehabilitation 
 

a. c) Psychische Verfassung von Kindern 
 

a. d) Psychiatrische Krisenintervention bei Erwachsenen 
 

b) Stationäre Leistungen: 
 

Die Serviceleistungen werden vollständig abgedeckt, ohne eine Zuzahlung seitens des Patienten, außer bei 
mentalen und Verhaltensstörungen, die durch Alkoholmißbrauch begründet sind. Solche Leistungen werden 
durch ein staatliches Programm mit 70% gedeckt. Eine Ausnahme stellt die Alkoholvergiftung (F10.0) dar, die 
vollständig abgedeckt wird. 
 

Tuberkulose- Behandlung 
 

Das Programm bietet folgende Leistungen, mit Ausnahme von Anti-Tuberkulose Medikamenten und 
Tuberkulose Diagnosetests, welche von Hilfsorganisationen angeboten werden: 
 

a) Ambulante Leistungen: 
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b) Begleitung bei der epidemiologischen Überwachung und Tuberkulose Programmmanagement 
 

c) Laborkontrolle, inklusive Bestätigung der Verdachtsfälle durch ein Labor und spezielle Untersuchungen von 
Patienten, die am Behandlungsprozess beteiligt sind 
 

d) Stationäre Leistungen: Die Leistungen sind über dieses Programm vollständig abgedeckt und bedürfen keiner 
Zuzahlung des Patienten. 
 

HIV / AIDS 
 

a) Freiwillige Beratung und HIV/AIDS-Test von Risikogruppen; 
 

b) Ambulante Behandlung von Personen, die an HIV/AIDS erkrankt sind (ausgenommen antiretroviraler 
Medikamente, die von Hilfsorganisationen ausgegeben werden) 
 

c) Stationäre Behandlung von Personen, die an HIV/AIDS erkrankt sind (ausgenommen antiretroviraler 
Medikamente, die von Hilfsorganisationen ausgegeben werden) Die Leistungen sind über dieses Programm 
vollständig abgedeckt und bedürfen keiner Zuzahlung des Patienten. 
 

Früherkennung und Untersuchung von Patienten 
 

a) Untersuchungen der Brust, des Uterus, Kolorektaluntersuchungen und Untersuchungen zur Früherkennung 
von Prostatakrebs 
 

 - Brustkrebsscreening für Frauen zwischen 40 und 70 Jahren; 
 

 - Uterusscreening für Frauen zwischen 25 und 60 Jahren; 
 

 - Prostatascreening für Männer zwischen 50 und 70 Jahren; 
 

 - Screening bezüglich innerer Blutungen für Personen zwischen 50 und 70 Jahren. 
 

b) Entwicklungsstörungen bei Kindern, Früherkennung und Untersuchung von Krankheiten 
 

 - Screening der Kindesentwicklung bis zum 6. Lebensjahr; 
 

 - Prävention milder und mittlerer Geistesstörungen bei Kindern 
 

 - frühe Diagnostik und Prävention von Entwicklungsstörungen 
 

c) Diagnose und Überwachung von Epilepsie 
 

Die Leistungen sind über dieses Programm vollständig abgedeckt und bedürfen keiner Zuzahlung des Patienten. 
 

Immunisierung: 
 

a) Die Bereitstellung von Impfungen zur Immunisierung und dem dazu benötigten Material (Spritzen und 
Sicherheitsbehältern) 
 

b) Immunpräventive Impfbesuche, die gemäß dem nationalen Kalender abgehalten werden 
 

c) Die Verteilung von Medikamenten gegen Tollwut 
 

Die Leistungen sind über dieses Programm vollständig abgedeckt und bedürfen keiner Zuzahlung des Patienten. 
 

Gesundheit von Mutter und Kind 
 

a) Pränatale Überwachung 
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b) Die Behandlung von Risikoschwangeren, Gebärenden und Frauen im Wochenbett 
 

c) Die Früherkennung von Gendefekten 
 

d) Die Gewährleistung der Erkennung von Hepatitis B, HIV/AIDS und Syphilis, und der Schutz vor einer 
Übertragung von Hepatitis B von Mutter zu Kind 
 

e) Die Untersuchung von Kindern und Neugeborenen auf Hypothyreose, Phenylketonurie 
Hyperphenylalaninämie und Mukoviszidose 
 

f) Die Untersuchung des Hörvermögens von Neugeborenen 
 

Die Leistungen dieses Programms sind vollständig abgedeckt und benötigen keine Zuzahlung durch den 
Patienten, ausgenommen davon ist die Behandlung von Risikoschwangeren, Gebärenden und Frauen im 
Wochenbett, bei der eine 25%ige finanzielle Beteiligung erforderlich ist. 
 

Behandlung von Diabetes 
 

a) Die Bereitstellung von Leistungen für Kinder, die an Diabetes leiden 
 

b) Spezielle ambulante Behandlung, die eine Überwachung der Titrierdosis für Patienten mit Diabetes Typ 1 und 
Typ 2 durch einen Endokrinologen einschließt, aber auch relevante medizinische Schulungen der Teilnehmer des 
Programms bietet, Konsultation von Neuropathologen, Ophthalmologen, Kardiologen, Angiologen und 
Diätassistenten, basierend auf den endokrinologischen Empfehlungen und Labortests (in Übereinstimmung mit 
den geltenden Regularien). 
 

c) Die Bereitstellung der spezifischen Medikamente für die Bevölkerung, die an Diabetes (Typ 1 und 2) leidet 
 

Die Leistungen des Programmes sind vollständig abgedeckt und bedürfen keiner Zuzahlung durch den Patienten, 
außer bei der spezialisierten ambulanten Behandlung, bei der eine 30%-ige Zuzahlung durch insulinbedürftige 
Patienten und Patienten mit Diabetes insipidus vorgesehen ist. Eine 50%-ige Zuzahlung gilt für nicht-insulin-
bedürftige Patienten mit Diabetes. Die Zuzahlungspflicht gilt nicht für Personen, die Leistungen auf Basis der 
Resolution N 218 der georgischen Regierung vom 9.12.2009 in Anspruch nehmen. Die Inanspruchnahme 
spezialisierter ambulanter Dienste kann einmal jährlich erfolgen. 
 

Dialyse und Nierentransplantation 
 

a) Die Durchführung von Blutdialysen 
 

b) Die Durchführung von Bauchfelldialysen 
 

c) Die Bereitstellung und Verteilung von Materialien und Medikamenten, um eine Blutdialyse und 
Bauchfelldialyse durchführen zu können 
 

d) Die Durchführung von Nierentransplantationsoperationen 
 

e) Die Bereitstellung von Immunsuppressivmedikamenten für Transplantatempfänger 
 

Die Leistungen, die von diesem Programm angeboten werden, sind vollständig abgedeckt und benötigen keine 
Zuzahlung durch den Patienten. 
 

Palliative Betreuung von unheilbar Kranken 
 

a) Eine ambulante palliative Betreuung von unheilbar Kranken, welche eine palliative Betreuung von unheilbar 
Kranken zu Hause durch mobile Teams in Tiflis, Kutaisi, Telavi, Zugdidi, Ozurgeti und Gori beinhaltet 
 

b) Eine stationäre palliative Betreuung und symptomatische Behandlung von unheilbar Kranken (eingeschlossen 
derer, die an AIDS leiden) 
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c) Die Bereitstellung von analgetischen (narkotischen) Medikamenten für georgische Staatsbürger und Personen, 
die in Georgien leben 
 

Die Leistungen werden vollständig vom Programm übernommen und benötigen keine Zuzahlung durch den 
Patienten, ausgenommen der stationären Betreuung von unheilbar Kranken und deren symptomatische 
Behandlung, bei denen eine Zuzahlung basierend auf dem Alter notwendig ist. 
 

Behandlung von Patienten mit seltenen Erkrankungen und Patienten in Substitutionstherapien 
 

a) Ambulante Pflege von Kindern unter 18 Jahren mit seltener Erkrankung gemäß der Regularien 
 

b) Stationäre Behandlung von Kindern unter 18 Jahren, die sich in einer dauerhaften Substitutionstherapie 
befinden bzw. wegen einer seltenen Erkrankung in Behandlung sind 
 

c) Ambulante und stationäre Leistungen für Erwachsene und Kinder, die an Hämophilie und anderen 
vererbbaren Blutgerinnungsstörungen leiden. 
 

d) Bereitstellung gesonderter Medikamente für Patienten mit selten Erkrankungen, wie Phenylketonurie, 
Zystische Fibrose, Agammaglubolinaemie nach Bruton, hormonellen Wachstumsstörungen. 
 

Die Leistungen des Programmes werden vollständig übernommen und bedürfen 
 

keiner Zuzahlung durch den Patienten. 
 

Leistungen des Notfallkrankenwagens und medizinischer Transport 
 

a) Leistungen des Notfallkrankenwagens 
 

b) Medizinischer Transport 
 

Die Leistungen sind vollständig abgedeckt und benötigen keine Zuzahlung durch den Patienten. 
 

Dorfarzt 
 

Das Programm deckt die primäre Gesundheitsversorgung in Dörfern, die laut dem Umfang der Leistungen durch 
eine spezielle Resolution festgesetzt wurden, ab, es werden aber auch sowohl stationäre aber auch ambulante 
Leistungen von den medizinischen Einrichtungen, die speziell finanziert werden, angeboten. 
 

Drogensucht 
 

a) Die stationäre Entgiftung und primäre Drogentherapie 
 

b) Das Angebot von Substitutionstherapie und die Ausgabe von Substitutionsmedikamenten in Tiflis und den 
Regionen (Kakheti, Imereti, Guria, Samegrelo, Zemo Svaneti), wobei der Patient eine Zuzahlung in Höhe von 
150 GEL pro Monat leisten muss. Dies gilt nicht für HIV-Patienten und Mitglieder von Familien, die in der 
vereinheitlichten Datenbank für sozial gefährdete Familien, deren Einschätzungsrate 70.000 Punkte nicht 
übersteigen darf, registriert sind. 
 

Notfallbehandlung 
 

Das Programm bietet folgende Leistungen für Personen ab 60 Jahren: 
 

a) Behandlung in Krisensituationen (für die ersten 6 Monate) 
 

b) Stationäre Behandlung von Krankheiten die in der speziellen offiziellen Resolution gelistet sind. 
 

Der Patient muss eine 25%ige Zuzahlung leisten, die Kosten für eine Behandlung in Krisensituationen wird für 
die ersten 6 Tage vollständig vom staatlichen Programm übernommen. 
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Onko-hämatologischer Dienst für Kinder 
 

Die Programmleistungen umfassen ambulante und stationäre Behandlungen von Kindern unter 18 Jahren mit 
onko-hämatologischem Befund; ausgenommen sind Leistungsempfänger, die unter die Resolution N 218 vom 
9.12.2009 fallen. 
 

Die Leistungen sind vollständig abgedeckt und bedürfen keiner Zuzahlung durch den 
 

Patienten. 
 

Management von Infektionskrankheiten 
 

Leistungsempfänger sind georgische Staatsbürger und ausländische Staatsbürger, die ihren dauerhaften 
Aufenthalt in Georgien haben, sowie staatenlose Personen. Eine Ausnahme stellen die unter die Resolutionen N 
218 und N 165 fallenden Personen dar. Die stationäre Behandlung von Infektionskrankheiten wird durch das 
Programm gedeckt. 
 

Eine Zuzahlung im Rahmen des Programmes erfolgt nach folgendem Schema: 
 

a) für Personen unter 18 Jahren beträgt die Zuzahlung 20% der tatsächlichen Kosten (80% werden vom Staat 
gedeckt). 
 

b) Personen zwischen 18 und 60 Jahren zahlen 50% der tatsächlichen Kosten (50% werden vom Staat gedeckt). 
 

c) Personen, die älter als 60 Jahre sind, übernehmen eine Zuzahlung in Höhe von 30% der tatsächlichen Kosten 
(70% werden vom Staat gedeckt). 
 

Herzoperationen 
 

a) Kardiologische chirurgische Behandlungen von Patienten mit angeborenen Herzerkrankungen (unabhängig 
vom Alter) 
 

b) Kardiologische chirurgische Behandlungen von erworbenen Herzerkrankungen und Erkrankungen der 
Hauptarterien (für Personen ab 60 Jahren) 
 

c) Koronare Angioplastie (Setzen von Stents) (für Personen ab 60 Jahren) 
 

Die Behandlung von angeborenen Herzerkrankungen ist für Personen bis 18 Jahren vollständig abgedeckt; 
Personen über 18 Jahren ist eine Zuzahlung von 30% vorgeschrieben. 
 

Notfallbehandlung und stationäre Behandlungen von Kleinkindern bis 3 Jahre 
 

a) Die stationäre Behandlung von Kindern 
 

b) Die Notfallbehandlung von Kindern 
 

Bei einer stationären Komponente ist eine 20%ige Zuzahlung für den Patienten vorgesehen. Ausgenommen 
hiervon sind Krisensituationen und Neonatologie, welche vollständig abgedeckt werden und keinerlei Zuzahlung 
bedürfen. Auch bei der Notfallbehandlung von Kindern ist keine Zuzahlung erforderlich. 
 

Medikamente: Alle Arten von Medikamenten sind in Georgien erhältlich, sowohl als Original als auch als 
Generikum. Es gibt mehrere große Apothekenketten wie GPC (www.gpc.ge ), PSP (www.psp.ge), und AVERSI 
(www.aversi.ge). 
 

Krankenversicherung: Am 28.2.2013 ist das neue allgemeine staatliche Gesundheitsprogramm in Kraft getreten. 
Das Programm garantiert Krankenversicherung für alle unversicherten Einwohner von Georgien. Mitglieder der 
gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung sind daher nicht durch das Programm abgedeckt. Zum ersten 
Mal in der jüngeren Geschichte von Georgien sind daher sowohl georgische Staatsbürger, als auch Inhaber 
neutraler Identifikationsdokumente und -pässe sowie Staatenlose krankenversichert. Das Programm wird von der 
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Sozialversicherungsagentur durchgeführt. Die Krankenversicherungsprogramme, die 2007 und 2012 begonnen 
haben und insgesamt ca. 2,1 Millionen Menschen abdecken, versichern sozial gefährdete und Menschen im 
Rentenalter, Kinder bis zum Alter von 5 Jahren, Schüler und Studenten, behinderte Kinder und Erwachsene mit 
schweren Behinderungen. Private Versicherungsprogramme implementieren die Programme. 
 

Die Programmleistungen beinhalten: 
 

a) ambulante Behandlungen 
 

b) dringende ambulante oder stationäre Behandlung in Notfällen 
 

Die Behandlung wird vollständig vom Staat gedeckt und bedarf keiner Zuzahlung durch den Patienten. Die 
Grenze für einen stationären Notfall liegt bei 15.000 GEL (IOM 06.2014; vgl. IBZ 27.6.2014). 
 

Das zwischen 2008-09 seitens der Regierung initiierte Privatisierungsprogramm führte dazu, dass heute 95 
Prozent aller Hospitäler privatisiert sind. - 40 Prozent der Krankenhäuser gehören Versicherungsgesellschaften, 
50 Prozent besitzen private Unternehmen oder Individuen. Die Tatsache, dass Versicherungen gleichzeitig 
Eigentümer von Hospitälern sind, verursacht Interessenskonflikte. Es gibt Fälle, bei denen der Arzt zugleich der 
Vertreter der Versicherung ist, wodurch Versicherungsansprüche von Patienten zurückgewiesen werden. 
 

Während es in Tiflis eine große Anzahl von Krankenhäusern mit ausreichend Bettenkapazitäten gibt, finden sich 
am Lande nur kleine Hospitäler mit einer begrenzten Anzahl an Diensten, die mitunter überbelegt sind (IBZ 
27.6.2014) 
 

Hepatitis: 
 

Fünf bis zehn Prozent der Bevölkerung Georgiens haben Hepatitis C (IBZ 27.6.2014) 
 

2013 wurde auf Initiative der Weltgesundheitsorganisation - WHO eine Kampagne gegen Hepatitis gestartet. Die 
wesentlichen Herausforderungen in Georgien waren der mangelnde Zugang zur Behandlung von Hepatitis C 
infolge der hohen Behandlungskosten sowie der Bedarf eines Aufklärungsprogrammes, wie die Krankheit 
vermieden werden kann. NGOs appellierten an die Pharmafirmen die Preise zu senken und organisierten Treffen 
zwischen Patientengruppen, Gesundheitsexperten und Pharmafirmen. Die Kampagne wurde in den 
Massenmedien intensiv hervorgehoben (WHO 30.9.2013). Ab Juli 2014 war vorgesehen, dass Hepatitis-C-
Patienten 60 Prozent weniger für die notwendige Medikation zu zahlen hätten (CoE/ECSR 26.12.2014). 
 

Quellen: 
 

 - CoE/ECSR - Council of Europe/ European Committee of Social Rights (26.12.2014): 8th National 
Report on the implementation of the European Social Charter submitted by the Government of Georgia 
[RAP/RCha/GEO/8(2015)], 26. Dezember 2014, 

 

http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1422965667_georgia8-en.pdf, Zugriff 17.11.2015 
 

 - IBZ - Federal Public Service Home Affairs General Directorate Aliens' Office Belgium, Direction 
Access and Stay, Humanitarian Regularisations, Medical Section, via MedCOI (27.6.2014): Country 
Fact Sheet Access to Healthcare: GEORGIA, Zugriff 17.11.2015 

 

 - IOM - International Organisation for Migration (06.2014): 

Länderinformationsblatt 

Georgien,https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698704/698616/17046380/
17256334/Georgien_-_Country_Fact_Sheet_2014%2C_deutsch.pdf?nodeid=17256550&vernum=1, Zugriff 
17.11.2015 
 

WHO - World Health Organization, Regional Office for Europe 

(30.9.2013): This is hepatitis. ... Know it. Confront it, Georgia, 

http://www.euro.who.int/en/countries/georgia/news/news/2013/09/this-is-hepatitis.-know-it.-confront-it, Zugriff 
17.11.2015 
 

1.2.12 Behandlung nach Rückkehr 
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Asylwerber, die von Österreich nach Georgien außer Landes gebracht werden, sind in Georgien keiner 
strafrechtlichen Verfolgung ausgesetzt, nur weil sie in Österreich um Asyl angesucht haben. (VB 3.2.2014) 
 

Die Migrationsstrategie der georgischen Regierung zielt u.a. auf die Unterstützung der Rückkehr georgischer 
Bürger und deren würdige Reintegration, also Umsetzung internationaler Abkommen und nationaler Gesetze in 
Bezug auf die Reintegration georgischer Bürger, Verbesserung der Kapazitäten zu deren Reintegration, 
Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen (MPC 06.2013). 
 

Im Bereich des Migrationsmanagements trat am 1.September 2014 das "Gesetz über den Rechtsstatus von 
Fremden und staatenlosen Personen" in Kraft. Eine Abteilung für Migration wurde am selben Tag innerhalb des 
Innenministeriums errichtet. Das Mobilitätszentrum setzte seine Aktivitäten innerhalb des EU-finanzierten 
Projekts; "Comprehensive Post-Arrival Reintegration Assistance Programme for Returned Migrants" fort. 
Nichtsdestoweniger wurden Vorkehrungen getroffen, damit das "Ministerium für IDPs" sukzessive das 
Management des Zentrums übernimmt. Die Errichtung einer temporären Unterkunft für illegale Migranten 
wurde im Sommer 2014 finalisiert (EC 29.10.2014). 
 

Die Anwendung des "Gesetzes über den Rechtsstatus von Fremden und staatenlosen Personen" funktioniert gut, 
und alle notwendigen Zusatzbestimmungen wurden verabschiedet. Die Staatskommission für Migrationsfragen, 
ein Beratungsgremium der Regierung, koordiniert effektiv die Aktivitäten und Rollen der diesbezüglichen 
Ministerien, staatlichen Behörden, NGOs und internationalen Organisationen in Bezug auf Migrationsfragen. 
Die Rückkehrverfahren und das elektronische System für die Verwaltung der Rückkehrfälle sind umgesetzt und 
funktionieren adäquat (EC 8.5.2015). 
 

Quellen: 
 

 - EC - European Commission (29.10.2014): Report from the Commission to the European Parliament and 
the Council. First Progress Report on the implementation by Georgia of the Action Plan on Visa 
Liberalisation [COM(2014) 681 final], http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-is-
new/news/news/docs/20141029_second_progress_report_for_georgia_en.pdf, Zugriff 17.11.2015 

 

 - EC - European Commission (8.5.2015): Report from the Commission to the European Parliament and 
the Council. First Progress Report on the implementation by Georgia of the Action Plan on Visa 
Liberalisation [COM(2015) 199 final], 
http://eeas.europa.eu/delegations/georgia/documents/visa/20150508vlap_en.pdf, Zugriff 17.11.2015 

 

 - MPC - Migration Policy Centre (06.2013): Migration Profile Georgia. The Demographic-Economic 
Framework of Migration. The Legal Framework of Migration. The Socio-Political Framework of 
Migration, http://www.migrationpolicycentre.eu/docs/migration_profiles/Georgia.pdf, Zugriff 
17.11.2015 

 

 - VB des BM.I Georgien (3.2.2014): Auskunft des VB, per Email 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Auch die zuständige Einzelrichterin des Bundesverwaltungsgerichtes kommt in Übereinstimmung mit dem 
Bundesamt zur Überzeugung, dass für die Beschwerdeführerin keine asylrelevante Gefährdung im 
Herkunftsstaat besteht und die im verwaltungsbehördlichen Bescheid getroffenen Feststellungen sowie die 
darauf basierenden beweiswürdigenden Überlegungen schlüssig und nachvollziehbar sind und zum Inhalt des 
gegenständlichen Erkenntnisses erhoben werden. 
 

Das Bundesamt hat ein ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und werden die daraus 
gewonnenen Ergebnisse der gegenständlichen Entscheidung zu Grunde gelegt, zumal mit der Beschwerde weder 
die Beweiswürdigung des Bundesamtes im angefochtenen Bescheid erschüttert werden konnte, noch die 
erstinstanzlich vorgebrachten Ausreisegründe in substantiierter Weise ergänzt wurden. 
 

2.1 Zur Person der Beschwerdeführerin 
 

Die Identität der Beschwerdeführerin sowie deren Familienstand konnte aufgrund der sichergestellten und 
entsprechend der kriminaltechnischen Untersuchung als unbedenklich zu klassifizierenden Geburts- und 
Heiratsurkunde festgestellt werden. 
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An ihrer Staatsangehörigkeit und Volksgruppenzugehörigkeit haben sich aufgrund ihrer gleichbleibenden 
Angaben im Asylverfahren und den von ihr dargelegten Ortskenntnissen keine Zweifel ergeben. Zu ihrer 
Religionszugehörigkeit gab sie zunächst im Rahmen der Erstbefragung (AS 19) an, zu den Sonnenanbetern zu 
gehören, im Zuge ihrer niederschriftlichen Einvernahme erwähnte sie sodann, Jesidin zu sein (AS 141). Da 
Jesiden Sonnenanbeter sind (siehe http://www.scilogs.de/natur-des-glaubens/wie-jeside-ezidi-glauben-ein/, 
eingesehen am 21.06.2016) und sich sohin die Angaben der Beschwerdeführerin zur ihrer 
Religionszugehörigkeit decken, konnte diese festgestellt werden. 
 

Die Beschwerdeführerin war in ihrem Herkunftsstaat in der Vergangenheit keiner Bedrohung aus Gründen der 
Rasse, der Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer 
politischen Ansichten ausgesetzt und drohen ihr solche auch in Zukunft nicht. 
 

Das Fluchtvorbringen der Beschwerdeführerin stellt sich im Wesentlichen dermaßen dar, dass sie im 
Herkunftsstaat nach dem Tod ihrer Mutter Angst gehabt habe, alleine zu leben. Deshalb wolle sie bei ihrer in 
Österreich aufhältigen Tochter und deren Sohn wohnen. Aufgrund der gleichbleibenden Angaben der 
Beschwerdeführerin im Asylverfahren ist an der Glaubhaftigkeit dieses Vorbringens nicht zu zweifeln, allerdings 
ist ihm - wie das Bundesamt eingehend prüfte - die Asylrelevanz zu versagen (siehe Punkt 3.2). 
 

Es konnten im konkreten Fall auch keine stichhaltigen Gründe für die Annahme festgestellt werden, dass die 
Beschwerdeführerin Gefahr liefe, in ihrem Herkunftsstaat einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder 
der Todesstrafe bzw. einer sonstigen konkreten individuellen Gefahr ausgesetzt zu sein. 
 

Wie den Länderinformationen unter Punkt 1.2 zu entnehmen ist, herrscht im Herkunftsstaat keinesfalls eine 
Situation, in der jeder Rückkehrer einer existenzbedrohenden Situation ausgesetzt wäre. Insbesondere ist die 
Lage in Georgien - mit Ausnahme der Konfliktgebiete Abchasien und Südossetien - insgesamt ruhig und eine 
Grund- und medizinische Versorgung der Bevölkerung gewährleistet. 
 

Die wirtschaftliche Lage stellt sich für die Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr nach Georgien ausreichend 
gesichert dar, zumal sie auch schon vor ihrer Ausreise in der Lage war, ihre primären Bedürfnisse zu 
befriedigen. Sie ist hinreichend gesund und arbeitsfähig, um sich durch eigene und notfalls auch wenig attraktive 
Arbeit ihren Lebensunterhalt zu verdienen. Da die Beschwerdeführerin in Österreich von ihrer Tochter 
unterstützt wird, ist davon auszugehen, dass sie auf diese finanzielle Unterstützung auch in ihrem Herkunftsland 
zurückgreifen kann, so wie es ein erheblicher Teil der georgischen Bevölkerung in Form von 
Rücküberweisungen praktiziert (siehe Punkt 1.2.10). Die Möglichkeit einer finanziellen Unterstützung durch die 
Tochter wurde von der Beschwerdeführerin ausdrücklich bejaht (AS 143). Im Übrigen lebt der Onkel der 
Beschwerdeführerin laut ihren eigenen Angaben (AS 139) nach wie vor in seinem Haus und kamen während des 
Asylverfahrens keine Hinweise hervor, dass die Beschwerdeführerin die bis zum Zeitpunkt ihrer Ausreise 
bestandene Wohnmöglichkeit bei ihrem Onkel gegen Bezahlung der Betriebskosten nicht wieder in Anspruch 
nehmen könnte. Notfalls stünden der Beschwerdeführerin im Übrigen die unter Punkt 1.2.10 näher 
beschriebenen Sozialleistungen zur Verfügung, um ihren Lebensunterhalt zu sichern. Für den Fall einer 
Rückkehr ist demnach nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdeführerin ihre Lebensgrundlage entzogen 
wäre (vgl. dazu auch die rechtlichen Ausführungen unter Punkt 3.2 und 3.3). 
 

Dass die Beschwerdeführerin an keiner schwerwiegenden und lebensbedrohlichen Erkrankung leidet, ergibt sich 
aus den ausführlichen Angaben der Beschwerdeführerin vor dem Bundesamt (AS 137) und dem von ihr 
vorgelegten Entlassungsschein und -brief. Ihre Unbescholtenheit in Österreich wurde einer eingeholten 
Strafregisterauskunft entnommen. 
 

Die Feststellungen zu ihren familiären und privaten Umständen im Herkunftsstaat und in Österreich basieren auf 
den diesbezüglich glaubwürdigen Angaben der Beschwerdeführerin in Zusammenschau mit den eingeholten 
ZMR-, GVS- und IZR-Auszügen hinsichtlich der Beschwerdeführerin sowie ihrer Tochter. Zwar gab sie gegen 
Ende ihrer Einvernahme an, de facto gebettelt zu haben (AS 141), jedoch erwähnte sie dies zuvor niemals und 
sprach dies auch in ihrem Beschwerdeschriftsatz nicht mehr an, sondern führte aus, Blumen verkauft zu haben. 
Auch im Rahmen des Parteiengehörs wurde diesbezüglich kein weiteres Vorbringen mehr erstattet, sondern ist 
die Frist ungenutzt verstrichen, weshalb sich auch kein Anhaltspunkt für weitere Ermittlungen ergab. Vor dem 
Hintergrund ihrer Angaben zu den Lebensverhältnissen ist daher davon auszugehen, dass die 
Beschwerdeführerin durch ihre einmalige Aussage zum Betteln wohl nur auf den geringen Verdienst, den sie 
durch ihre Tätigkeit als Blumenverkäuferin hatte, aufmerksam machen wollte. 
 

2.2 Zum Herkunftsland der Beschwerdeführerin 
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Die Länderfeststellungen gründen auf den jeweils angeführten Länderberichten angesehener staatlicher und 
nichtstaatlicher Einrichtungen. Angesichts der Seriosität der Quellen und der Plausibilität ihrer Aussagen, denen 
die Beschwerdeführerin nach Übermittlung dieser Länderberichte nicht entgegengetreten ist, besteht für das 
Bundesverwaltungsgericht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den 
Feststellungen zur Situation in Georgien zugrunde gelegt werden konnten. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

3.1 Zuständigkeit und Verfahren: 
 

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder 
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine derartige Regelung wird weder im VwGVG 
noch in den einschlägigen Materiengesetzen (BFA-VG, AsylG 2005) getroffen und es liegt somit 
Einzelrichterzuständigkeit vor. 
 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBl. 
I 2013/33 idF BGBl. I 2013/122, geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende 
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in 
Kraft. 
 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des 
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des 
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, 
BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 
sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 
 

Zu A) Abweisung der Beschwerde 
 

3.2 Zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides 
 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz 
gestellt hat, soweit der Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder wegen Zuständigkeit eines anderen Staates 
zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im 
Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
BGBl. 55/1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, in der Folge: GFK) droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in 
§ 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über 
Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als 
Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes [Statusrichtlinie] verweist). 
 

Flüchtling iSd. Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge BGBl. 78/1974) - deren Bestimmungen gemäß § 74 AsylG 2005 unberührt bleiben - ist, wer sich 
"aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und 
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu 
bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und 
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren." 
 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 
22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde. Unter Verfolgung ist ein 
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu 
verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der 
Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu 
begründen. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 
2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, 
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welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VwGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001, 99/20/0128; 23.11.2006, 
2005/20/0551); sie muss Ursache dafür sein, dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des 
Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. 
 

Auch wenn in einem Staat allgemein schlechte Verhältnisse bzw. sogar bürgerkriegsähnliche Zustände herrschen 
sollten, so liegt in diesem Umstand für sich alleine noch keine Verfolgungsgefahr iSd Genfer 
Flüchtlingskonvention. Um asylrelevante Verfolgung erfolgreich geltend zu machen, bedarf es daher einer 
zusätzlichen, auf asylrelevante Gründe gestützten Gefährdung des Asylwerbers, die über die gleichermaßen die 
anderen Staatsbürger des Heimatstaates treffenden Unbilligkeiten hinausgeht (vgl. das Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 19. Oktober 2000, Zl. 98/20/0233). 
 

Gemessen an dieser Rechtslage erweist sich der von der Beschwerdeführerin vorgetragene Sachverhalt nicht als 
asylrelevant. 
 

Zu Recht führte bereits das Bundesamt aus, dass aus dem Vorbringen der Beschwerdeführerin, sie wolle bei 
ihrer Tochter in Österreich leben, keine staatlichen bzw. quasi-staatlichen Verfolgungen aus Gründen der Rasse, 
Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Gesinnung 
abzuleiten wären, denn dieser Wunsch der Beschwerdeführerin weist keinerlei Kausalzusammenhang zu einem 
Konventionsgrund auf. 
 

Auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Beschwerdeführerin in ihrem Herkunftsstaat unter einfachen 
Verhältnissen gelebt hat, ist kein Verfolgungsgrund im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ableitbar. So 
prüfte die belangte Behörde bereits detailliert, ob die Beschwerdeführerin aufgrund der von ihr geschilderten 
Lebensumstände zu einer in besonderem Maße gefährdeten Gruppe gehört. Auch das Bundesverwaltungsgericht 
kommt zum Schluss, dass eine derartige Gefährdung der Beschwerdeführerin nicht besteht und ihre 
Lebensgrundlage im Herkunftsstaat ausreichend gesichert ist. Wie bereits unter Punkt 2.1 beweiswürdigend 
ausgeführt wurde, konnte sich die gesunde und arbeitsfähige Beschwerdeführerin das zum Leben Notwendige 
bisher selbst verdienen und wird sie dazu - allenfalls durch finanzielle Unterstützung seitens ihrer Tochter - auch 
zukünftig in der Lage sein. Aus den Länderinformationen unter Punkt 1.2 ergibt sich im Übrigen nicht, dass im 
Herkunftsstaat eine generell lebensbedrohende Situation (Hunger, Obdachlosigkeit) herrscht. Außerdem verfügt 
die Beschwerdeführerin über einen Onkel im Heimatland, der sie so wie bisher unterstützen wird können 
(Versorgung mit einem Schlafplatz bzw. Wohnraum, Essensversorgung). Auch wurde eine gegen die Person der 
Beschwerdeführerin gerichtete Verfolgungsgefahr aus solchen Gründen, die über die allgemeinen Probleme von 
aus einfacheren Verhältnissen stammenden Frauen in Georgien hinausgeht, weder im Verfahren vor der 
belangten Behörde noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht substantiiert behauptet. In einer 
Gesamtschau dieser Umstände ist sohin nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdeführerin ihre 
Lebensgrundlage im Herkunftsstaat entzogen wurde oder zukünftig massiv gefährdet ist, weshalb auch keine 
Asylrelevanz gegeben ist. 
 

Bloß am Rande verweist die erkennende Richterin darauf, dass die Zugehörigkeit der Beschwerdeführerin zur 
Minderheit der Jesiden nicht verkannt wurde. Diesbezüglich gab die Beschwerdeführerin jedoch ausdrücklich im 
Rahmen der niederschriftlichen Einvernahme an, aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur religiösen Gruppe der 
Sonnenanbeter keine Probleme gehabt zu haben (AS 141). In ihrer Beschwerde erwähnte sie diese 
Minderheitenzugehörigkeit nicht mehr und erstattete auch nach Übermittlung der Länderinformationen zu 
Georgien kein ergänzendes Vorbringen dazu. 
 

Da allein aus der Zugehörigkeit zu einer Minderheit in der Regel keine Gefahr einer Verfolgung abgeleitet 
werden kann (vgl. Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht (2016) § 3 AsylG 2005 
K38), sich eine solche auch nicht aus den Länderinformationen unter Punkt 1.2 ergibt und die 
Beschwerdeführerin dies nicht substantiiert behauptete, sondern auf entsprechende sinngemäße Befragung 
verneinte, war diesbezüglich kein Ermittlungsansatz gegeben. 
 

Im Ergebnis hat die Beschwerdeführerin daher keine asylrelevante Verfolgung aufgrund der taxativ aufgezählten 
Gründe in der Genfer Flüchtlingskonvention geltend gemacht. 
 

Die Beschwerde zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides war daher abzuweisen. 
 

3.3 Zu Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides 
 

Wird einem Fremden der Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt, hat die Behörde von Amts wegen zu 
prüfen, ob dem Fremden der Status eines subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen ist. 
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Wird der Antrag auf internationalen Schutz eines Fremden in Bezug auf die Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten abgewiesen, ordnet § 8 Abs. 1 AsylG an, dass dem Fremden der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zuzuerkennen ist, wenn eine mögliche Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung 
des Fremden in seinen Herkunftsstaat für ihn eine reale Gefahr einer Verletzung in seinem Recht auf Leben (Art. 
2 EMRK iVm den Protokollen Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über 
die Abschaffung der Todesstrafe oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe) oder eine Verletzung in seinem Recht auf 
Schutz vor Folter oder unmenschlicher Behandlung oder erniedrigender Strafe oder Behandlung (Art. 3 EMRK) 
oder für den Fremden als Zivilperson eine reale Gefahr einer ernsthaften individuellen Bedrohung des Lebens 
oder der Unversehrtheit seiner Person infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen bewaffneten Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 beschränkt den Prüfungsrahmen auf den Herkunftsstaat des Antragstellers. Gemäß § 2 
Abs. 1 Z 17 AsylG 2005 ist ein Herkunftsstaat der Staat, dessen Staatsangehörigkeit der Fremde besitzt oder - im 
Falle der Staatenlosigkeit - der Staat seines früheren gewöhnlichen Aufenthaltes. 
 

Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr ("a sufficiently 
real risk") möglicher Konsequenzen für den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa VwGH vom 
19.02.2004, Zl. 99/20/0573, mwN auf die Judikatur des EGMR). Es müssen stichhaltige Gründe für die 
Annahme sprechen, dass eine Person einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre 
und es müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen 
Gefahr ausgesetzt sein würde. Die bloße Möglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen, dass der 
Betroffene ein solches Schicksal erleiden könnte, reichen nicht aus. 
 

Nach der Judikatur des EGMR obliegt es der betroffenen Person, die eine Verletzung von Art. 3 EMRK im Falle 
einer Abschiebung behauptet, so weit als möglich Informationen vorzulegen, die den innerstaatlichen Behörden 
und dem Gerichtshof eine Bewertung der mit einer Abschiebung verbundenen Gefahr erlauben (vgl. EGMR vom 
05.07.2005 in Said gg. die Niederlande). Bezüglich der Berufung auf eine allgemeine Gefahrensituation im 
Heimatstaat, hat die betroffene Person auch darzulegen, dass ihre Situation schlechter sei, als jene der übrigen 
Bewohner des Staates (vgl. EGMR vom 26.07.2005 N. gg. Finnland). 
 

Das Vorliegen eines tatsächlichen Risikos ist von der Behörde im Zeitpunkt der Entscheidung zu prüfen (vgl. 
EGMR vom 15.11.1996 in Chahal gg. Vereinigtes Königsreich). 
 

Gemäß der Judikatur des VwGH erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsächlichen Risikos eine 
ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter dem 
Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK auch sonst gültigen Maßstab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose 
auf die persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu 
beziehen hat (vgl. VwGH vom 31.03.2005, Zl. 2002/20/0582, Zl. 2005/20/0095). Dabei kann bei der Prüfung 
von außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegender Gegebenheiten nur dann in der Außerlandesschaffung des 
Antragsstellers eine Verletzung des Art. 3 EMRK liegen, wenn außergewöhnliche, exzeptionelle Umstände, 
glaubhaft gemacht sind (vgl. EGMR, Urteil vom 06.02.2001, Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United 
Kingdom; VwGH 21.08.2001, Zl. 2000/01/0443). Ob die Verwirklichung der im Zielstaat drohenden Gefahren 
eine Verletzung des Art. 3 EMRK durch den Zielstaat bedeuten würde, ist nach der Rechtsprechung des EGMR 
nicht entscheidend. 
 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen einer 
aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten Bedrohung der relevanten Rechtsgüter glaubhaft zu 
machen hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffende, 
durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben darzutun ist (vgl. VwGH vom 26.06.1997, Zl. 
95/18/1291). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstände, die in der 
Sphäre des Asylwerbers gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts wegen verschaffen 
kann. 
 

Den Fremden trifft somit eine Mitwirkungspflicht, von sich aus das für eine Beurteilung der allfälligen 
Unzulässigkeit der Abschiebung wesentliche Tatsachenvorbringen zu erstatten und dieses zumindest glaubhaft 
zu machen. Hinsichtlich der Glaubhaftmachung des Vorliegens einer derartigen Gefahr ist es erforderlich, dass 
der Fremde die für diese ihm drohende Behandlung oder Verfolgung sprechenden Gründe konkret und in sich 
stimmig schildert und, dass diese Gründe objektivierbar sind. 
 

Weder aus den Angaben der Beschwerdeführerin zu den Gründen, die für ihre Ausreise aus ihrem Herkunftsstaat 
maßgeblich gewesen sein sollen, noch aus den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens ist im konkreten Fall 
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ersichtlich, dass jene gemäß der Judikatur des EGMR geforderte Exzeptionalität der Umstände vorliegen würde, 
um die Außerlandesschaffung eines Fremden im Hinblick auf außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegende 
Gegebenheiten im Zielstaat im Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen zu lassen. 
 

Ausgehend von den herangezogenen Länderberichten zu Georgien (siehe Punkt 1.2) besteht kein Grund, davon 
auszugehen, dass jeder zurückgekehrte Staatsbürger von Georgien einer reellen Gefahr einer Gefährdung gemäß 
Art. 3 EMRK ausgesetzt wäre, zumal die Beschwerdeführerin nicht aus den Konfliktgebieten Abchasien und 
Südossetien stammt und die Lage sonst ruhig ist. Wie beweiswürdigend bereits unter Punkt 2.1 erwähnt wurde, 
ist auch die elementare Grundversorgung und medizinische Versorgung einschließlich einer 
Krankenversicherung - auch für alle unversicherten Einwohner von Georgien - gewährleistet und werden 
Rückkehrer keiner strafrechtlichen Verfolgung ausgesetzt, nur weil sie in Österreich um Asyl angesucht haben. 
Dazu kommt, dass Georgien ein "sicherer Herkunftsstaat" im Sinne der Herkunftsstaaten-Verordnung, BGBl. II 
Nr. 177/2009, in der Fassung BGBl. II Nr. 47/2016, ist (vgl. § 1 Z 12 leg.cit.). 
 

Es kann für Georgien daher schlichtweg auch nicht festgestellt werden, dass in diesem Herkunftsstaat eine 
dermaßen schlechte wirtschaftliche Lage bzw. eine allgemeine politische Situation herrschen würde, die für sich 
genommen bereits die Zulässigkeit der Rückbringung in den Herkunftsstaat iSd. § 8 Abs. 1 AsylG als unzulässig 
erscheinen ließe. 
 

Bloß am Rande verweist die erkennende Richterin, dass sich aus den Länderinformationen zwar ergibt, dass die 
Lage von Minderheiten in Georgien als problematisch erachtet wird, jedoch ein mit der Ratifizierung des 
Assoziierungsabkommens mit der Europäischen Union verbundener Fortschritt verzeichnet werden konnte und 
seine Reformen und Anpassungen zügig in die Tat umgesetzt wurden. Sohin ist auch angesichts der 
Minderheitenzugehörigkeit der Beschwerdeführerin keine reale Gefahr einer Menschenrechtsverletzung gegeben 
und wurde dies im Laufe des Asylverfahrens auch nicht behauptet. 
 

Wie bereits unter Punkt 2.1 und Punkt 3.2 näher ausgeführt wurde, haben sich im Falle der Beschwerdeführerin 
keine Hinweise ergeben, dass sie für den Fall einer Rückkehr in den Herkunftsstaat in eine existenzbedrohende 
Situation geraten würde. Da sie ihren Lebensunterhalt (Obdach und Nahrung) so wie bisher aus eigenem und 
notfalls durch Unterstützung seitens ihrer Tochter und deren Sohn sowie ihrem im Herkunftsstaat lebenden 
Onkel oder staatliche Beihilfen bestreiten wird können und sie im Herkunftsland aufgewachsen ist, 
entsprechende Sprachkenntnisse aufweist und dementsprechend mit den dort herrschenden Gepflogenheiten 
vertraut ist, kann eine völlige Perspektivenlosigkeit für die Beschwerdeführerin somit schlichtweg nicht erkannt 
werden. Ihre Lage unterscheidet sich nicht individuell von der Lage vieler Mütter, deren volljährige Kinder im 
Ausland aufhältig sind und von dort aus ihre Familienmitglieder finanziell unterstützen. 
 

Auch wenn menschlich verständlich ist, dass die Beschwerdeführerin bei ihrer Tochter in Österreich unter 
besseren Lebensverhältnissen als in ihrem Herkunftsstaat leben möchte, ist sie darauf hinzuweisen, dass Ziel des 
Refoulementschutzes es nicht ist, Menschen vor unangenehmen Lebenssituationen, wie es die Rückkehr nach 
Georgien sein wird, zu beschützen, sondern einzig und allein Schutz vor exzeptionellen Lebenssituationen zu 
geben. 
 

Andere Gründe, die gegen die Rückkehr der Beschwerdeführerin sprechen würden, wie etwa eine 
schwerwiegende Krankheit, die einer permanenten medizinischen Behandlung bedürfte, sind im Verfahren nicht 
zutage getreten. Sie erklärte bei ihrer niederschriftlichen Einvernahme ausdrücklich, abgesehen von ihren 
Problemen mit ihren Füßen, derentwegen sie im Krankenhaus behandelt wurde und mit denen jetzt alles in 
Ordnung sei, gesund zu sein (AS 137). 
 

Der Beschwerdeführerin ist es daher nicht gelungen, darzulegen, dass sie im Falle ihrer Rückkehr nach Georgien 
in eine "unmenschliche Lage" versetzt würde. Daher verstößt eine allfällige Abschiebung der 
Beschwerdeführerin nicht gegen Art. 2, Art. 3 EMRK oder gegen die Zusatzprotokolle zur EMRK Nr. 6 und Nr. 
13. 
 

Somit war auch die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides abzuweisen. 
 

3.4 Zu Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und 
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von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a 
oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. 
 

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von Amts wegen oder 
auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen: 
 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG 
seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der 
Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder 
wurde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer 
Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, 
die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 
 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und 
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, 
insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 
 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht niedergelassen ist, 
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen 
wurde oder erlassen hätte werden können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der 
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 
 

Die Beschwerdeführerin befindet sich seit ihrer legalen Einreise im September 2014 im Bundesgebiet und ihr 
Aufenthalt ist nicht geduldet. Sie ist nicht Zeugin oder Opfer von strafbaren Handlungen und auch kein Opfer 
von Gewalt geworden. Die Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 
AsylG 2005 liegen daher nicht vor, wobei dies weder im Verfahren noch in der Beschwerde auch nur behauptet 
wurde. 
 

Im vorliegenden Verfahren erfolgte die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz im Hinblick auf den 
Status der subsidiär Schutzberechtigten auch nicht gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 2005 und ist auch keine 
Aberkennung gemäß § 9 Abs. 2 AsylG 2005 ergangen, wie aus dem Verfahrensgang ersichtlich ist. 
 

Gemäß § 52 Abs. 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen unter einem (§ 10 AsylG 2005) 
mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl 
bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten abgewiesen wird, kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein 
Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 
 

Die Beschwerdeführerin ist keine begünstigte Drittstaatsangehörige und es kommt ihr kein Aufenthaltsrecht 
nach anderen Bundesgesetzen zu. 
 

Gemäß § 55 Abs.1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von Amts wegen oder 
auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn 
 

1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 
EMRK geboten ist und 
 

2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG erfüllt hat oder zum 
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche 
Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 189/1955) 
erreicht wird. 
 

Nach § 55 Abs. 2 AsylG 2005, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen, wenn nur die Voraussetzung des 
Abs. 1 Z 1 vorliegt. 
 

§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 
 

"(1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß 
§ 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder 
Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur 
Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 
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(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu 
berücksichtigen: 
 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war, 
 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 
 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 

4. der Grad der Integration, 
 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts, 
 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 
 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen 
Verzögerungen begründet ist. 
 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des 
Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies 
ist insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf Grund des 
Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein 
unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre." 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. 
 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und 
(minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entfernter verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese 
Beziehungen eine gewisse Intensität erreichen. Als Kriterien hiefür kommen etwa das Vorliegen eines 
gemeinsamen Haushaltes oder die Gewährung von Unterhaltsleistungen in Betracht. In der bisherigen 
Spruchpraxis der Straßburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende 
Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 13.6.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. 
auch EKMR 7.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, 
B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.7.1968, 
3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 5.7.1979, B 8353/78, EuGRZ 
1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, ÖJZ 1998, 761; 
Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der Kommission auch 
für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 
1983, 215). 
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Familiäre Beziehungen unter Erwachsenen fallen dann unter den Schutz des Art. 8 Abs. 1 EMRK, wenn 
zusätzliche Merkmale der Abhängigkeit hinzutreten, die über die üblichen Bindungen hinausgehen (vgl. VwGH 
21.4.2011, 2011/01/0093). 
 

Im gegenständlichen Fall wohnt die Beschwerdeführerin zwar zurzeit bei ihrer Tochter und wird von ihr 
unterstützt. Ein über diese zwischen Familienangehörigen übliche Unterstützung hinausgehendes, besonderes 
Abhängigkeitsverhältnisses wurde von der Beschwerdeführerin, welche bislang getrennt von der Tochter im 
Heimatland lebte, jedoch nicht dargetan und traten diesbezüglich im Verfahren auch keine Anhaltspunkte zutage. 
Insbesondere ist die Beschwerdeführerin nicht pflegebedürftig und konnte sie auch bisher selbst für ihren 
Lebensunterhalt sorgen. 
 

Mangels zusätzlicher Merkmale einer Abhängigkeit zu ihrer erwachsenen Tochter fällt die familiäre Beziehung 
der Beschwerdeführerin zu ihr nicht unter den Schutz des Art. 8 Abs. 1 EMRK. Allerdings ist sie entsprechend 
der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (vgl. dazu die Urteile des EGMR vom 9. 
Oktober 2003, Slivenko gegen Lettland, Beschwerde Nr. 48321/99, Randnr. 97; vom 15. Juni 2006, Shevanova 
gegen Lettland, Beschwerde Nr. 58822/00, Randnr. 67; vom 22. Juni 2006, Kaftailova gegen Lettland, 
Beschwerde Nr. 59643/00, Randnr. 63; und vom 12. Jänner 2010, A. W. Khan gegen das Vereinigte Königreich, 
Beschwerde Nr. 47486/06, Randnr. 31ff) unter den Begriff des ebenfalls von Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützten 
Privatlebens zu subsumieren, wie es von der belangten Behörde korrektermaßen vorgenommen wurde. 
 

Daher bleibt noch zu prüfen, ob mit der Rückkehrentscheidung in das Privatleben der Beschwerdeführerin 
eingriffen wird. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses 
Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und in diesem 
Sinne auch verhältnismäßig ist. 
 

Zweifellos handelt es sich sowohl beim Bundesamt als auch beim ho. Gericht um öffentliche Behörden im Sinne 
des Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der Eingriff aufgrund der bereits zitierten gesetzlichen Bestimmungen 
gesetzlich vorgesehen. 
 

Es ist in weiterer Folge zu prüfen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privatlebens der 
Beschwerdeführerin im gegenständlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein 
in einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, nämlich die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung im 
Sinne von Art. 8 Abs. 2 EMRK, in verhältnismäßiger Wiese erfolgt. 
 

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens iSd. Art. 8 EMRK vorliegt, hängt nach 
der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte sowie des Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umständen des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert 
eine Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine 
Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine Ausweisung nicht 
erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden (und seiner Familie) 
schwerer wiegen würden als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung. 
 

Unter "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche, soziale und wirtschaftliche 
Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. Sisojeva ua gg 
Lettland, EuGRZ 2006, 554). In diesem Zusammenhang komme dem Grad der sozialen Integration des 
Betroffenen eine wichtige Bedeutung zu. 
 

Für den Aspekt des Privatlebens spielt zunächst die zeitliche Komponente im Aufenthaltsstaat eine zentrale 
Rolle, wobei die bisherige Rechtsprechung keine Jahresgrenze festlegt, sondern eine Interessenabwägung im 
speziellen Einzelfall vornimmt (vgl. dazu Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 EMRK, 
in ÖJZ 2007, 852 ff). 
 

Allerdings ist nach der bisherigen Rechtsprechung auch auf die Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen 
Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen, zumal das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in 
Österreich abzuleitenden Integration dann gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf unberechtigte 
Asylanträge zurückzuführen ist (vgl. VwGH vom 17.12.2007, 2006/01/0126, mit weiterem Nachweis). 
 

Die Beschwerdeführerin hält sich seit rund eineinhalb Jahren im Bundesgebiet auf und hat ihren Aufenthalt auf 
einen letztlich unbegründet gebliebenen Asylantrag gestützt (vgl. Verwaltungsgerichtshof vom 26.06.2007, 
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2007/01/0479, "... der Aufenthalt im Bundesgebiet in der Dauer von drei Jahren [bis zur Erlassung des 
angefochtenen Bescheides] jedenfalls nicht so lange ist, dass daraus eine rechtlich relevante Bindung zum 
Aufenthaltsstaat abgeleitet werden könnte..." und zu diesem Erkenntnis: Gruber, "Bleiberecht" und Artikel 8 
EMRK, in Festgabe zum 80. Geburtstag von Rudolf MACHACEK und Franz MATSCHER (2008) 

166," ... Es wird im Ergebnis bei einer solchen (zu kurzen) 

Aufenthaltsdauer eine Verhältnismäßigkeitsprüfung zur "Bindung zum Aufenthaltsstaat" als nicht erforderlich 
gesehen..."). Schon aufgrund dieser kurzen Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet ist eine besondere Integration der 
Beschwerdeführerin in sprachlicher, beruflicher und gesellschaftlicher Sicht nicht erkennbar. 
 

Neben der Aufenthaltsdauer sind bei der Interessenabwägung gemäß Art. 8 EMRK insbesondere das tatsächliche 
Bestehen eines Familienlebens und dessen Intensität, die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, der Grad der 
Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der 
Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der 
Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert, die Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche 
Unbescholtenheit, Verstöße gegen das Einwanderungsrecht, Erfordernisse der öffentlichen Ordnung sowie die 
Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres 
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, zu berücksichtigen (vgl. VfGH 29. 9. 2007, B 1150/07; 12. 6. 2007, 
B 2126/06; VwGH 26. 6. 2007, 2007/01/479; 26. 1. 20006, 2002/20/0423; 17. 12. 2007, 2006/01/0216; 
Grabenwarter, Europäische Menschenrechtskonvention2, 194; Frank/Anerinhof/Filzwieser, Asylgesetz 20053, 
282ff). 
 

Bei der Beurteilung der Rechtskonformität von behördlichen Eingriffen ist nach ständiger Rechtsprechung des 
EGMR und VfGH auf die besonderen Umstände des Einzelfalls einzugehen. Die Verhältnismäßigkeit einer 
solchen Maßnahme ist (nur) dann gegeben, wenn ein gerechter Ausgleich zwischen den Interessen des 
Betroffenen auf Fortsetzung seines Privat- und Familienlebens im Inland einerseits und dem staatlichen Interesse 
an der Wahrung der öffentlichen Ordnung andererseits gefunden wird. Der Ermessensspielraum der zuständigen 
Behörde und die damit verbundene Verpflichtung, allenfalls von einer Aufenthaltsbeendigung Abstand zu 
nehmen, variiert nach den Umständen des Einzelfalls. Dabei sind Beginn, Dauer und Rechtsmäßigkeit des 
Aufenthalts, wobei bezüglich der Dauer vom EGMR keine fixen zeitlichen Vorgaben gemacht werden, zu 
berücksichtigen; das Ausmaß der Integration im Aufenthaltsstaat, die sich in intensiven Bindungen zu Dritten, in 
der Selbsterhaltungsfähigkeit, Schul- und Berufsausbildung, in der Teilnahme am sozialen Leben und der 
tatsächlichen beruflichen Beschäftigung; Bindung zum Heimatstaat; die strafrechtliche Unbescholtenheit bzw. 
bei strafrechtlichen Verurteilungen auch die Schwere der Delikte und die Perspektive einer 
Besserung/Resozialisierung des Betroffenen bzw. die durch die Aufenthaltsbeendigung erzielbare Abwehr 
neuerlicher Tatbegehungen; Verstöße gegen das Einwanderungsrecht. 
 

Geht man im vorliegenden Fall von einem bestehenden Privatleben der Beschwerdeführerin in Österreich aus, 
fällt die gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK gebotene Abwägung nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes in 
Übereinstimmung mit dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, das die Interessenabwägung mängelfrei 
vorgenommen hat, zu Lasten der Beschwerdeführerin aus und stellt eine Rückkehrentscheidung jedenfalls 
keinen unzulässigen Eingriff im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK dar. 
 

Zugunsten der Beschwerdeführerin ist im gegenständlichen Fall ihre strafrechtliche Unbescholtenheit in 
Österreich sowie die Beziehung zu ihrer Tochter und deren Sohn zu berücksichtigen. Allerdings relativiert sich 
dieser Aspekt des Privatlebens aufgrund der Tatsache, dass die Beschwerdeführerin bereits jahrelang getrennt 
von ihrer volljährigen Tochter und deren Sohn lebte und erst seit eineinhalb Jahren nun bei ihr wohnt. Da ihr 
bisheriger Aufenthalt im Bundesgebiet bis jetzt nur durch die Stellung des gegenständlichen Antrages auf 
internationalen Schutzes möglich war, wird das Gewicht eines zwischenzeitig entstandenen Privatlebens somit 
schon dadurch gemindert, dass sich die Beschwerdeführerin nicht darauf verlassen konnte, ihr Leben auch nach 
Beendigung des Asylverfahrens in Österreich fortzuführen, sich also zum Zeitpunkt, in dem das Privatleben 
entstanden ist, des unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst sein hätte müssen. 
 

Demgegenüber ist zu berücksichtigen, dass die Beschwerdeführerin nur zwei Mal an einem Deutschunterricht 
teilnahm und die deutsche Sprache nicht beherrscht. Sie geht keiner Erwerbstätigkeit nach, sondern lebt von der 
Grundversorgung und wird von ihrer Tochter unterstützt. Schon angesichts des zeitlichen Aspektes war eine 
besondere soziale Integration (Freunde, Bekannte, Tätigkeit in Vereinen, etc.) der Beschwerdeführerin nicht zu 
erkennen und behauptete sie das Vorliegen einer solchen Integration auch nicht in ihrer Beschwerde. 
 

Während die Beschwerdeführerin - abgesehen von der Beziehung zur ihrer Tochter und deren Sohn - keine 
besonderen Bindungen zu Österreich hat, verbrachte die Beschwerdeführerin ihr bisheriges Leben in Georgien, 
beherrscht die Amtssprache ihres Heimatlandes und ist mit den kulturellen und sozialen Gepflogenheiten dort 
vertraut. Sie verfügt zudem über familiäre Anknüpfungspunkte in Form eines Onkels, in dessen Haus sie bis zu 
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ihrer Ausreise lebte, und ihres Ehemannes, dessen Aufenthalt ihr zwar unbekannt ist, jedoch auch nicht 
auszuschließen ist, dass sie diesen mittels entsprechender Anstrengungen wiederfindet. 
 

Den soeben genannten privaten Interessen der Beschwerdeführerin an einem weiteren Aufenthalt in Österreich 
stehen die öffentlichen Interessen an einem geordneten Fremdenwesen gegenüber. Nach ständiger Judikatur des 
Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der 
Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit (Artikel 8 Abs. 2 EMRK) 
ein hoher Stellenwert zu (VwGH v. 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251, u.v.a.). 
 

Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes wiegen die öffentlichen Interessen an der Aufenthaltsbeendigung, 
die sich insbesondere im Interesse an der Einhaltung fremdenrechtlicher Vorschriften sowie darin manifestieren, 
dass das Asylrecht (und die mit der Einbringung eines Asylantrags verbundene vorläufige 
Aufenthaltsberechtigung) nicht zur Umgehung der allgemeinen Regelungen eines geordneten 
Zuwanderungswesens dienen darf (vgl. dazu im Allgemeinen und zur Gewichtung der maßgeblichen Kriterien 
VfGH 29.9.2007, B 1150/07), im vorliegenden Fall schwerer als die Interessen der Beschwerdeführerin am 
Verbleib in Österreich. 
 

Aufgrund der oben ausgeführten Erwägungen ist der belangten Behörde letztlich im Rahmen einer Gesamtschau 
jedenfalls beizupflichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter 
Tatsachen den Schluss zuließe, dass der angefochtene Bescheid einen Eingriff in das durch Art. 8 EMRK 
geschützte Privat- und Familienleben darstellt. 
 

Die Verfügung der Rückkehrentscheidung war daher im vorliegenden Fall geboten und erscheint auch nicht 
unverhältnismäßig. Daher sind auch die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltsberechtigung nach § 
55 AsylG 2005 nicht gegeben. 
 

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das Bundesamt mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine 
Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es 
sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich ist. 
 

Nach § 50 Abs. 1 FPG ist die Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 
zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe 
verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 

Nach § 50 Abs. 2 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme 
bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 
der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche 
Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005). 
 

Nach § 50 Abs. 3 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, solange der Abschiebung die Empfehlung 
einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht. 
 

Die Zulässigkeit der Abschiebung der Beschwerdeführerin nach Georgien ist gegeben, da nach den die 
Abweisung ihres Antrages auf internationalen Schutz tragenden Feststellungen der vorliegenden Entscheidung 
keine Gründe vorliegen, aus denen sich eine Unzulässigkeit der Abschiebung im Sinne des § 50 FPG ergeben 
würde (siehe dazu auch die Ausführungen unter Punkt 2.1 und Punkt 3.3). 
 

Gemäß § 55 Abs. 1 FPG wird mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 zugleich eine Frist für die freiwillige 
Ausreise festgelegt. Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt nach § 55 Abs. 2 FPG 14 Tage ab Rechtskraft 
des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer vom Bundesamt vorzunehmenden Abwägung festgestellt wurde, 
dass besondere Umstände, die der Drittstaatsangehörige bei der Regelung seiner persönlichen Verhältnisse zu 
berücksichtigen hat, die Gründe, die zur Erlassung der Rückkehrentscheidung geführt haben, überwiegen. 
 

Da derartige Gründe im Verfahren nicht vorgebracht wurden, ist die Frist zu Recht mit 14 Tagen festzulegen. 
 

3.5 Entfall der mündlichen Verhandlung 
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Gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der 
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen 
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 24 VwGVG. 
 

Gemäß § 24 Abs. 1 des VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, 
von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. 
 

Nach § 24 Abs. 4 VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das 
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen 
lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem 
Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. 
Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. 
 

Gemäß Art. 47 Abs. 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2010/C 83/02) - folgend: GRC - hat 
jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind, das Recht, 
nach Maßgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen wirksamen 
Rechtsbehelf einzulegen. Zufolge Abs. 2 leg.cit. hat jede Person ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem 
unabhängigen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich 
und innerhalb angemessener Frist verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, verteidigen und vertreten 
lassen. 
 

Nach Art. 52 Abs. 1 GRC muss jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und 
Freiheiten gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter 
Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorgenommen werden, wenn sie 
notwendig sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den 
Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen. 
 

Zur Frage der Verhandlungspflicht brachte der Verfassungsgerichtshof etwa in seinem Erkenntnis vom 
14.03.2012, Zl. U 466/11 ua. zum Ausdruck, er hege vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des EGMR (zur 
Zulässigkeit des Unterbleibens einer mündlichen Verhandlung) weder Bedenken ob der Verfassungsmäßigkeit 
des § 41 Abs. 7 AsylG 2005 noch könne er finden, dass der Asylgerichtshof der Bestimmung durch das Absehen 
von der Verhandlung einen verfassungswidrigen Inhalt unterstellt habe. Das Unterbleiben einer mündlichen 
Verhandlung in Fällen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt 
erscheine oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergebe, dass das Vorbringen tatsachenwidrig sei, stehe im 
Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC, wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden habe, in dessen 
Rahmen Parteiengehör gewährt worden sei. 
 

Der VwGH hat sich mit Erkenntnis vom 28.05.2014, Zl. Ra 2014/20/0017, mit der Frage des Entfalls einer 
mündlichen Verhandlung unter Auslegung des § 21 Abs. 7 BFA-VG befasst, wobei dem Grunde nach die zuvor 
zitierte Judikaturlinie der Höchstgerichte beibehalten wird. Daraus resultierend ergeben sich für die Auslegung 
des § 21 Abs. 7 BFA-VG folgende maßgeblichen Kriterien: Der für die rechtliche Beurteilung 
entscheidungswesentliche Sachverhalt muss von der Verwaltungsbehörde vollständig in einem 
ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung 
des BVwG immer noch die gesetzlich gebotene Aktualität und Vollständigkeit aufweisen. Die 
Verwaltungsbehörde muss die die entscheidungsmaßgeblichen Feststellungen tragende Beweiswürdigung in 
gesetzmäßiger Weise offen gelegt haben und das BVwG diese tragenden Erwägungen der 
verwaltungsbehördlichen Beweiswürdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behördlichen 
Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darüber hinausgehender für die Beurteilung relevanter 
Sachverhalt behauptet werden, wobei bloß unsubstantiiertes Bestreiten ebenso außer Betracht bleibt wie ein 
Vorbringen, das gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstößt. 
 

Projiziert auf den vorliegenden Beschwerdefall bedeutet dies, dass aus dem Akteninhalt des Verwaltungsaktes 
die Grundlage des bekämpften Bescheides unzweifelhaft nachvollziehbar ist. Es hat sich auch in der Beschwerde 
kein zusätzlicher Hinweis auf die Notwendigkeit ergeben, den maßgeblichen Sachverhalt mit der 
Beschwerdeführerin zu erörtern. 
 

In der Beschwerde finden sich auch keine Hinweise, wonach eine weitere mündliche Verhandlung zur 
Verfolgungsbehauptung notwendig ist und wurde diese von der Beschwerdeführerin auch nicht beantragt. Dort 
wiederholt die Beschwerdeführerin lediglich ihr Vorbringen vor dem Bundesamt. 
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Der Beschwerdeführerin ist im vorliegenden Fall im Rahmen einer ausführlichen niederschriftlichen 
Einvernahme durch konkrete, einfache aber auch zahlreiche offene Fragen ausreichend Gelegenheit eingeräumt 
worden, alle für die Entscheidung wesentlichen Umstände anzuführen. Sie wurde dazu eingeladen, die 
Fluchtgründe vollständig zu schildern bzw. ausreichend zu konkretisieren. Die Beschwerdeführerin hatte somit 
offensichtlich die Möglichkeit alle asylrelevanten Probleme vollständig und ausführlich zu schildern und das 
Bundesamt hat sich auch eingehend mit ihren Angaben auseinandergesetzt. Auch erklärte die 
Beschwerdeführerin nach ausdrücklicher Befragung am Ende ihrer Einvernahme, nichts mehr hinzufügen zu 
wollen, und unterfertigte das Protokoll der Einvernahme vorbehaltlos. Die Ermittlung des Sachverhaltes durch 
die belangte Behörde war ebenso wenig zu beanstanden und sind Unregelmäßigkeiten in der Befragung vor dem 
Bundesamt mit dem Leiter der Einvernahme bzw. der beigezogenen Dolmetscherin auszuschließen. Solche 
wurden im Übrigen auch in der Beschwerde nicht behauptet. 
 

Der maßgebliche Sachverhalt war demnach aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde und aufgrund 
der Tatsache, dass die Beschwerdeführerin keine Stellungnahme oder ein ergänzendes Vorbringen zu den 
übermittelten Länderinformationen abgab, als geklärt anzusehen. 
 

Dem Bundesverwaltungsgericht liegt sohin kein Beschwerdevorbringen vor, das mit der Beschwerdeführerin 
mündlich zu erörtern gewesen wäre, sodass die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem 
Bundesverwaltungsgericht unterbleiben konnte. 
 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor. 
 

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. Die maßgebliche Rechtsprechung 
wurde bei den Erwägungen zu den einzelnen Spruchpunkten des angefochtenen Bescheides wiedergegeben. Zur 
Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung ist die zur asylrechtlichen Ausweisung ergangene zitierte 
Rechtsprechung der Höchstgerichte übertragbar. Die fehlenden Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung 
des Aufenthaltstitels nach § 55 AsylG 2005 ergeben sich aus der Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung, jene 
für den Aufenthaltstitel nach § 57 AsylG 2005 aus durch den klaren Wortlaut der Bestimmung eindeutig 
umschriebene Sachverhaltselemente, deren Vorliegen im Fall der Beschwerdeführerin nicht einmal substantiiert 
behauptet wurde. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
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